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Afrika: Kein Segen der katholischen Kirche für
homosexuelle Paare
„Homosexuelle Partnerschaften widersprechen dem Willen Gottes“

Kinshasa (IDEA) – Die katholische Kirche in Afrika wird „keine Segnungen für homosexuelle Paare“ durchführen. Das geht
aus einem Brief des Verbandes afrikanischer Bischofskonferenzen (SECAM) hervor, wie das Nachrichtenportal Vatican News
berichtet. Der Vatikan hatte in der Erklärung „Fiducia supplicans“ vom 18. Dezember die Segnung „irregulärer Paare“ unter
bestimmten Bedingungen erlaubt. Es handelt sich dabei um „Segnungen aus pastoraler Fürsorge“ außerhalb der üblichen
Liturgie. Das Dikasterium für die Glaubenslehre betont dabei die klare Abgrenzung zum sakramentalen Segen bei der
kirchlichen Trauung. Wie der Präsident des Verbandes SECAM, Kardinal Fridolin Ambongo von Kinshasa, schreibt, hat die
vatikanische Erklärung „eine Schockwelle ausgelöst und für Verwirrung“ gesorgt. Die afrikanischen Ortskirchen hielten die
in dem vatikanischen Schreiben erlaubten Segnungen in Afrika nicht für umsetzbar, „ohne Skandal zu erregen“. Die
afrikanischen Bischöfe bekräftigen zugleich in dem Papier, dass die Seelsorge der Kirche in Afrika allen gelte. Personen mit
homosexuellen Neigungen sollten „mit Respekt und Würde behandelt werden“, auch wenn nach Lehre der Kirche
„homosexuelle Partnerschaften dem Willen Gottes widersprechen“. Noch schärfer geht der aus Guinea stammende
emeritierte Kurienkardinal Robert Sarah mit „Fiducia supplicans“ ins Gericht. Die Erklärung behaupte, dass ein Segen für
gute, wahre und menschliche Elemente in Beziehungen gespendet werden könne. Er fragt: „Aber was ist gut, wahr und
menschlich an einer homosexuellen Beziehung, die in der Heiligen Schrift und Tradition als schwere und ‚in sich
ungeordnete‘ Verderbtheit definiert wird?“ Die vatikanische Erklärung habe Verwirrung und Spaltung gebracht. Auch die
polnische Bischofskonferenz lehnt eine Segnung homosexueller Paare ab.
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Algerien: Ein neues Kapitel
In Algerien wächst der Druck auf Christen. Wie sie damit umgehen, hat die Nordafrika-Expertin Imane Atallah (Name
geändert) IDEA-Redakteurin Erika Gitt berichtet.

(IDEA) Algerien belegt Platz 15 auf dem aktuellen Weltverfolgungsindex des christlichen Hilfswerks Open Doors. Noch nie
stand das nordafrikanische Land so weit oben in der Liste. Ein Grund: Seit November 2017 kommt es vermehrt zu
Schließungen von Kirchen in Algerien. Allein 2023 mussten 22 dichtmachen. Grund dafür ist eine Rechtsverordnung vom
März 2006 zur Regelung von nichtmuslimischen Gottesdiensten. Kirchen brauchen seitdem eine Registrierung. Der Haken:
Kein einziger Antrag wurde bislang genehmigt. „Die Christen im Land wollen gesetzeskonform leben und haben sich aus
diesem Grund auch um eine Anerkennung bemüht“, berichtet Imane Atallah, deren richtiger Name aus Sicherheitsgründen
hier nicht genannt wird. Sie bereist die Länder Nordafrikas regelmäßig. „Doch das war bislang leider vergeblich.“ Oft sind es
aber angebliche Sicherheitsmängel wie fehlende Notausgänge, die die Behörden als Schließungsgrund angeben.
Kirchenleiter vermuten, dass die Regierung aber so das Wachstum der Christen im Land eindämmen will.

Düsteres Bild

Der neue Bericht von Open Doors zeichnet ein düsteres Bild für die Christen in Algerien: Der Druck auf sie sei in den
vergangenen Jahrzehnten noch nie so hoch gewesen wie jetzt. Mehr als 20 Christen seien 2023 wegen ihres Glaubens
verhaftet und strafrechtlich verfolgt worden. Bei einer ersten Verurteilung kommt es meist zu Bewährungs- und Geldstrafen.
Beim nächsten „Vergehen“ droht Gefängnis. 42 der 46 Kirchen des Dachverbandes Algerischer Evangelischer Gemeinden
(EPA) sind geschlossen. Open Doors befürchtet, dass auch die letzten der gut 50 Kirchen im Land zur Schließung gezwungen
werden. Einige der unabhängigen Gemeinden hätten ihre Arbeit bereits eingestellt. Auch der 1974 gegründete EPA wartet
seit 2013 auf seine Neuregistrierung – bislang erfolglos. Ihm fehlt damit die Rechtssicherheit.

Gibt es eine Zukunft?

Ob der EPA oder die Christen in Algerien eines Tages verschwinden werden? Das verneint die Nordafrika-Expertin Atallah mit
Nachdruck. „Es ist eher ein neues Kapital, das nun aufgeschlagen wird.“ Die meisten Christen seien ehemalige Muslime. Als
Konvertiten werden sie Atallah zufolge nicht nur in der Ausübung ihres Glaubens durch die Regierung eingeschränkt,
sondern oft auch durch ihre Familien. Doch wer Jesus einmal gefunden und im Herzen habe, gebe wegen schwieriger
Umstände nicht so schnell auf. Es herrscht Religionsfreiheit. Aber wer einen Muslim zum christlichen Glauben bekehren will,
kann mit bis zu drei Jahren Haft bestraft werden. Der Glaubenswechsel selbst wird nicht als Verbrechen verfolgt. Trotz des
Drucks wachse somit die geringe Zahl der Christen im Land langsam weiter, fügt die Expertin hinzu. Viele Menschen seien
auf der Suche nach einem Sinn im Leben, den sie in Jesus fänden. Die Verfolgung schrecke die Suchenden nicht ab. Oft seien
sie beeindruckt von der Standhaftigkeit der Christen. Da viele ihren Glauben gänzlich privat lebten, sei eine genaue Zahl der
Christen nicht bekannt.

Gebet und Einsatz sind wichtig

Atallah befürchtet, dass der Druck durch die Regierung in den kommenden Jahren noch steigen wird, um algerische Christen
vom Gebet und von der Verbreitung des Evangeliums abzuhalten. Sie begrüßt darum den Einsatz der Weltweiten
Evangelischen Allianz, die oft auf die Not der algerischen Christen vor den Vereinten Nationen aufmerksam macht. Und sie
betont die Bedeutung des Gebets: „Es ist die Erwartung der algerischen Christen an uns: dass wir sie auf diese Art
unterstützen. Unser Gebet ist Stärkung und Ermutigung zugleich.“
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Belarus: Mehr religiöse Reglementierung durch
neues Gesetz
Alle registrierten Religionsgemeinschaften müssen sich neu erfassen lassen

Oslo/Minsk (IDEA) – Belarus (auch Weißrussland genannt) verschärft die Reglementierung der Religionsgemeinschaften.
Am 5. Juli tritt eine Neufassung des Religionsgesetzes in Kraft, das der autoritäre Herrscher Alexander Lukaschenko
unterzeichnet hat. Es sieht unter anderem vor, dass sich alle bereits staatlich erfassten Glaubensgemeinschaften zwischen
dem 5. Juli 2024 und dem 5. Juli 2025 erneut registrieren lassen müssen. Das berichtete die norwegischen
Menschenrechtsorganisation „Forum 18“ (Oslo). Nach ihren Angaben führt das Regime damit noch strengere
Registrierungsbedingungen ein. Es bekomme auch noch mehr Möglichkeiten, Religionsgemeinschaften gewaltsam zu
schließen. Auch Zensur und Beschränkungen für religiöse Literatur würden verschärft. Neu ist auch, dass von religiösen
Organisationen nur noch Klöster Kinderheime betreiben dürfen. Ein protestantischer Pastor, der aus Angst vor staatlichen
Repressalien nicht genannt werden will, hatte während der Vorbereitungsphase des Gesetzes gegenüber „Forum 18“
geäußert: „Wir betrachten das neue Gesetz mit Vorsicht.“ Es hänge davon ab, wie streng es angewendet werde, da der
Wortlaut in einigen Teilen unklar sei. Der Staat verfüge aber über eine „endlos lange“ Liste von Gründen, um
Glaubensgemeinschaften aufzulösen. Religiöse Gemeinschaften, die sich nicht registrieren lassen, gelten als illegal und
können bestraft werden. Rund 80 Prozent der 9,5 Millionen Einwohner von Belarus sind orthodox und sieben Prozent
römisch-katholisch. Ferner gibt es protestantische, muslimische und jüdische Minderheiten.

Anmerk. Red. AKREF: siehe auch AKREF Meldung vom 13.1.24
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Belarus: Neues restriktives Religionsgesetz sieht
verpflichtende Neuregistrierung vor
AKREF-A/14.01.24 - Am 30. Dezember 2023 unterzeichnete Präsident Aleksandr Lukaschenko das neue repressive
Religionsgesetz. Der endgültige Wortlaut wurde am 5. Januar 2024 veröffentlicht. Der größte Teil des neuen Gesetzes ist
eine neue Fassung des alten Religionsgesetzes mit zusätzlichen Verschärfungen.

So müssen sich alle registrierten Religionsgemeinschaften zwischen 5. Juli 2024, dem Tag des Inkrafttretens des neuen
Gesetzes, und 5. Juli 2025 neu registrieren lassen.

Gemeinschaften, denen es nicht gelingt, die Neuregistrierung zu erwirken gelten danach als illegal und jede Betätigung
setzt sie dem Risiko der Strafverfolgung oder Bestrafung nach dem Verwaltungsrecht aus.

Ein Baptist vom Rat der Baptistengemeinden, die grundsätzlich keine staatliche Erlaubnis für die Ausübung ihrer
Religionsfreiheit anstreben, wies auf das nach dem neuen Religionsgesetz weiterhin bestehende Verbot jeder religiösen
Betätigung ohne staatliche Registrierung hin. „Wie die Bibel sagt, es gibt nichts Neues unter der Sonne“ (Prediger 1,9). Die
Registrierungspflicht wurde in der Sowjetunion eingeführt und nichts hat sich geändert.“ Er erklärte mit Nachdruck, dass die
Gemeinden seines Bundes an ihrer Position festhalten würden, keine staatliche Registrierung anzustreben.

Leonid Mikhovich, der Vorsitzende des Baptistenbundes, in dem die registrierten Baptistengemeinden organisiert sind,
begrüßte einige der Änderungen in der endgültigen Fassung, darunter die Streichung der im Gesetzesentwurf
vorgesehenen Verpflichtung, Berichte über den von den Religionsgemeinschaften erteilten Religionsunterricht für Kinder
an die örtlichen Exekutivkomitees zu übermitteln. Er gab jedoch seiner Besorgnis Ausdruck, dass es für kleine
Gemeinschaften, die keine 20 erwachsene Gründungsmitglieder vorweisen können, keine Möglichkeiten der legalen Existenz
gäbe. Mikhovich zeigte sich auch besorgt über die umfassenden Informationen, die die Gründungsmitglieder den Behörden
zur Verfügung stellen müssen. „Es ist noch immer erforderlich, anlässlich des Registrierungsverfahrens Informationen über
deren Arbeitsplatz zu übermitteln“, erklärte er gegenüber Forum 18.

Während der Vorbereitungsphase des Gesetzes erklärte ein Mitglied der Zentralorganisation der Muslime in Belarus, das aus
Furcht vor staatlichen Repressionen ersuchte, nicht namentlich genannt zu werden, gegenüber Forum 18: „Vielen unserer
Gemeinschaften wird es nicht gelingen, die Neuregistrierung zu erwirken, vor allem auf dem dünn besiedelten Land. Es
besteht auch die Gefahr, dass unsere Vereinigung, das Muftiat, nicht genug Mitgliedsgemeinden für die Registrierung
aufweisen kann.“

Abgesehen von der Aufrechterhaltung der Registrierungspflicht und der verpflichtenden Neuregistrierung gibt es weitere
Einschränkungen und Bedingungen. In dem Gesetzestext werden die Begriffe „Extremismus“ und „Terrorismus“ häufig und
willkürlich verwendet, jedoch nicht definiert, um so die Einschränkung der Religions- bzw. Glaubensfreiheit und anderer
Grundfreiheiten zu rechtfertigen. Das neue Gesetz gibt dem Regime auch weitergehende „legale“ Möglichkeiten,
Religionsgemeinschaften zwangsweise aufzulösen. Auch im Bereich des Religionsunterrichts gibt es neue Restriktionen. So
darf nur noch die belarussische oder russische Sprache verwendet werden. Das betrifft vor allem Katholiken, die
mehrheitlich der polnischen Minderheit angehören. Die Zensur religiöser Literatur wird verschärft. Neue Restriktionen
treffen auch den Bereich der karitativen Tätigkeit religiöser Organisationen. So dürfen nur noch Klöster Kinderheime
betreiben.

Am 28. August 2023 hatten drei UN Sonderberichterstatter ein Schreiben an das Regime gerichtet, in dem sie ihrer
Besorgnis Ausdruck gaben, dass Bestimmungen in dem geplanten neuen Gesetz nicht den  Verpflichtungen von Belarus
aufgrund der internationalen Menschenrechtsnormen entsprechen würden. Anaïs Marin, Sonderberichterstatterin für die
Menschenrechtssituation in Belarus, Clément Nyaletsossi Voule, Sonderberichterstatter für Versammlungs- und
Vereinigungsfreiheit, und Nazila Ghanea, Sonderberichterstatterin für Religions- und Glaubensfreiheit, brachten
insbesondere ihre Besorgnis über die verpflichtende staatliche Registrierung und Neuregistrierung, Verschärfung der
Bedingungen für die Registrierung, strengere Überwachung religiöser Organisationen, Einschränkungen im Bereich der
religiösen Literatur und Gegenstände und die Ausweitung der Gründe, die es den Behörden gestatten, religiöse
Organisationen aufzulösen, sowie über die neuen Einschränkungen der karitativen Tätigkeit von Religionsgemeinschaften
zum Ausdruck. Sie richteten einen dringenden Appell an die Regierung, das neue Gesetz nicht durchzupeitschen und
bestimmte Schlüsselaspekte zu überprüfen und in Einklang mit den internationalen Menschrechtsverpflichtungen von
Belarus zu bringen. Auf der UN Website ist keine Antwort der Regierung zu finden.
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Quelle: Forum 18, Oslo (Bericht vom 12. Januar 2024).

Deutsche Fassung: Arbeitskreis Religionsfreiheit der ÖEA 
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Burkina Faso: Gebetswoche für die Einheit der
Christen
“Egal wie hart und lang der Kampf ist, die Zeit der Versöhnung wird kommen"

Ouagadougou (Fides) - Die Texte der Meditationen, Gebete und Feiern, die von Christen in aller Welt während der
Gebetswoche für die Einheit der Christen 2024 (18.-25. Januar 2024) genutzt werden sollen, wurden dieses Jahr von einer
ökumenischen Gruppe aus Burkina Faso vorbereitet, die von der örtlichen Bewegung "Chemin Neuf" koordiniert wurde.

Das Thema lautete: "Du sollst den Herrn, deinen Gott, lieben … und deinen Nächsten wie dich selbst“ (Lk 10,27).
„Diejenigen, die an der Ausarbeitung des Textes beteiligt waren, wie Vertreter der katholischen Erzdiözese Ouagadougou,
der protestantischen Kirchen, der ökumenischen Einrichtungen und der Gemeinschaft "Chemin Neuf", haben großzügig an
der Ausarbeitung der Gebete und Überlegungen mitgearbeitet, und diese Erfahrung der Zusammenarbeit bereits als einen
authentischen Weg der ökumenischen Umkehr erlebt", so Teresa Francesca Rossi, Theologin und Co-Direktorin des "Centro
Pro Unione" in Rom, einer lebendigen Stätte ökumenischer Spiritualität, die seit dem Zweiten Vatikanischen Konzil
Begegnungen, Fortbildungsseminare und Gebetstreffen organisiert, gegenüber der Fides. "Die Gruppe aus Burkina hat über
das Thema der Gottes- und Nächstenliebe in einer Situation nachgedacht, in der die persönliche und soziale Sicherheit
bedroht ist", erklärt sie.
Burkina Faso liegt in Westafrika, in der Sahelzone, zu der auch die Nachbarländer Mali und Niger gehören. Das Land hat eine
Fläche von 174 000 km² und hat 21 Millionen Einwohner, die rund 60 ethnischen Gruppen angehören. Etwa 64 % der
Bevölkerung sind Muslime, 9 % gehören traditionellen afrikanischen Religionen an und 26 % sind Christen (20 %
Katholiken, 6 % Protestanten). Diese drei Religionsgemeinschaften sind in allen Regionen des Landes und in praktisch
jedem Haushalt vertreten.

Das Land befindet sich in einer schweren Krise, die die persönliche und soziale Sicherheit untergräbt und alle
Glaubensgemeinschaften betrifft: "Nach einem schweren dschihadistischen Anschlag, der 2016 von außerhalb des Landes
organisiert wurde", heißt es in dem Text, der anlässlich der Vorstellung der Woche der Einheit der Christen veröffentlicht
wurde, "haben sich die Sicherheitsbedingungen in Burkina Faso und damit auch der soziale Zusammenhalt des Landes
dramatisch verschlechtert. Das Land leidet unter einer anhaltenden Zunahme von Terroranschlägen, Gesetzlosigkeit und
Menschenhandel; eine Situation, die zu mehr als dreitausend Toten und fast zwei Millionen Binnenflüchtlingen geführt hat,
während Tausende von Schulen, Gesundheitszentren und Rathäusern geschlossen und ein Großteil der sozioökonomischen
und verkehrstechnischen Infrastruktur zerstört wurden. Gezielte Angriffe auf bestimmte ethnische Gruppen verschärfen das
Risiko interner Konflikte zwischen den Gemeinschaften: Diese Sicherheitsbedrohung untergräbt den sozialen
Zusammenhalt, den Frieden und die nationale Einheit".
Vor diesem Hintergrund der Instabilität "sind auch christliche Kirchen Ziel bewaffneter Angriffe geworden: Priester,
Pastoren und Katecheten wurden während des Gottesdienstes getötet, und das Schicksal anderer, die entführt wurden, ist
unbekannt". Beobachtern zufolge befinden sich mehr als 20 % des Landesgebiets außerhalb der staatlichen Kontrolle.
Daher können "Christen ihren Glauben in diesen Kontexten nicht mehr offen praktizieren; aufgrund des Terrorismus wurden
die meisten christlichen Kirchen im Norden, Osten und Nordwesten des Landes geschlossen, und in vielen dieser Gebiete
gibt es keine öffentlichen christlichen Gottesdienste mehr. Dort, wo Gottesdienste noch möglich sind - in der Regel in
Großstädten und unter Polizeischutz -, mussten die Feiern jedoch verkürzt werden, um die Sicherheit der Gläubigen zu
gewährleisten", heißt es in dem Text Hoffnung in einer schwierigen Situation gibt die "uneingeschränkte Solidarität
zwischen den christlichen, muslimischen und traditionellen Religionen, deren Führer sich bemühen, dauerhafte Lösungen
für Frieden, sozialen Zusammenhalt und Versöhnung zu finden. Ein Beispiel dafür ist die Kommission für den christlich-
muslimischen Dialog der katholischen Bischofskonferenz von Burkina Faso-Niger, die bemerkenswerte Anstrengungen
unternimmt, um den Dialog und die Zusammenarbeit zwischen den Religionen und Ethnien zu fördern".
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Als Reaktion auf die Aufrufe der Regierung, für Frieden, sozialen Zusammenhalt und Versöhnung zu beten, laden die
einzelnen Kirchen weiterhin täglich zu Gebeten und Fasten ein. Auch die gemeinsame Aktion der verschiedenen
katholischen und protestantischen Gemeinschaften zur Unterstützung der Vertriebenen wurde intensiviert, und es wurden
Veranstaltungen organisiert, um den Wert der Geschwisterlichkeit zu fördern und Strategien zur Wiederherstellung eines
dauerhaften Friedens zu entwickeln. Diese Hoffnung spiegelt sich auch in dem traditionellen Sprichwort der Mossi, der
größten ethnischen Gruppe in Burkina Faso, wider: "Egal wie hart und lang der Kampf ist, die Zeit der Versöhnung wird
kommen".
In diesem Zusammenhang "hat die Einladung zur Zusammenarbeit bei der Ausarbeitung der Texte für die Gebetswoche für
die Einheit der Christen im Jahr 2024", so Teresa Francesca Rossi abschließend, "die verschiedenen Kirchen von Burkina
Faso dazu veranlasst, in dieser für das Land schwierigen Zeit in gegenseitiger Liebe zusammenzugehen, zu beten und zu
arbeiten. Die Liebe Christi, die alle Christen vereint, ist stärker als Trennungen, und die Christen in Burkina Faso sind fest
entschlossen, den Weg der Liebe zu Gott und zum Nächsten zu gehen. Die Getauften haben die feste Zuversicht, dass Gottes
Liebe die Gewalt überwinden wird, die ihr Land derzeit heimsucht".
(PA) (Fides 18/01/2024)
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China: Hauskirchenpastor zu 14 Jahren Haft
verurteilt
Er hatte mit seiner Frau 2018 ein landesweit bekanntes Netzwerk gegründet

Dalian (IDEA) – In der nordostchinesischen Hafenstadt Dalian hat ein Bezirksgericht den Hauskirchenpastor Kan Xiaoyong
zu vierzehn Jahren Haft verurteilt. Nach einem Bericht des Internetmagazins „Bitter Winter“ (Turin) wurden außerdem seine
Frau Wang Fengying zu vier Jahren und ihr Mitarbeiter Chu Xinyu zu zehn Jahren Gefängnis verurteilt. Drei weitere
Mitstreiter müssen jeweils für drei Jahre ins Gefängnis. Kan stammt aus Wuhan und war dort ein erfolgreicher
Geschäftsmann. Seine Familie steht der Kommunistischen Partei Chinas nahe. 2018 habe der damals 60-Jährige seine
weltliche Karriere aufgegeben, um mit seiner 58-jährigen Frau ein Netzwerk zu gründen, das sowohl Online- als auch
Offline-Evangelisationen anbietet. Das Paar sei nach Dalian gezogen, um dort eine Gemeinde zu gründen. Ihre Arbeit sei
landesweit in Hauskirchenkreisen bekannt gewesen. Polizisten hätten Kan und seine Frau am 20. Oktober 2021 bei einer
Razzia in ihrem Haus verhaftet. Beide sollen mehrere Tage lang gefoltert worden sein, um ein Geständnis zu erpressen.
Beweise dafür seien von den Anwälten des Ehepaars vorgelegt, jedoch vom Richter zurückgewiesen worden. Die Verteidiger
Kans wollen gegen die Urteile Berufung einzulegen. „Bitter Winter“ und Menschenrechtsorganisationen weisen darauf hin,
dass Hauskirchenpastoren in China immer häufiger zu hohen Haftstrafen verurteilt werden. Ziel der Behörden sei, alle
protestantischen Kirchen dazu zu zwingen, sich der staatlich kontrollierten Drei-Selbst-Kirche anzuschließen. Gegen
diejenigen, die sich weigern, werde auf Anordnung des chinesischen Staatspräsidenten Xi Jinping hart vorgegangen. In der
rund 1,4 Milliarden Einwohner zählenden Volksrepublik leben nach Schätzungen bis zu 130 Millionen Christen. Viele von
ihnen treffen sich in staatlich nicht registrierten Gemeinden, die besonderer Diskriminierung und Verfolgung ausgesetzt
sind.
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Deutschland: Kühnbaum-Schmidt zeigt
Verständnis für Bauern
Landesbischöfin: Sie haben schon länger mit Problemen zu kämpfen

Schwerin (IDEA) – Die Landesbischöfin der Nordkirche, Kristina Kühnbaum-Schmidt (Schwerin), hat um Verständnis für die
Probleme der Landwirte geworben. In einer von der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) und der Landeskirche
veröffentlichten Erklärung betonte sie mit Blick auf die aktuellen Proteste, dass die Situation der Bauern schon länger
angespannt sei: „Kilometerlange Treckerschlangen auf Deutschlands Straßen, Autobahnen, Innenstädten. Die
Landwirtschaft demonstriert. Unübersehbar. Dahinter steht eine Problematik, die nicht erst seit den aktuellen Beschlüssen
der Bundesregierung zur Streichung von Steuervergünstigungen beim Agrardiesel besteht.“ Sie forderte deshalb „eine
verlässliche Agrarpolitik, die soziale, ökologische und ökonomische Perspektiven gleichermaßen berücksichtigt“. Auch die
Verbraucher könnten ihre Wertschätzung für die Arbeit der Bauern durch die bewusste Kaufentscheidung für regionale
Produkte zum Ausdruck bringen. Gleichzeitig müsse die Politik den Landwirten „Planungssicherheit und klare Perspektiven“
bieten. „Insbesondere kleinere und mittlere Familienbetriebe geraten durch kurzfristige gesetzliche Veränderungen
teilweise enorm unter Druck. Ein Beispiel, das mir bei meinen Besuchen des Öfteren gesagt wurde: Ein Stall wird mit
Investitionen in Millionenhöhe umgebaut, kurz darauf ändern sich die Vorgaben, und die Investition ist letztlich nur
begrenzt hilfreich gewesen.“ Gleichzeitig stünden auch Gesellschaft und Politik vor enormen Herausforderungen, so
Kühnbaum-Schmidt, die auch Schöpfungsverantwortungsbeauftragte der EKD ist. „Die Veränderung hin zu einer
nachhaltigen und global-gerechten Lebens- und Wirtschaftsweise ist dringend notwendig – denn hier geht es auch um
Zukunft: für die künftigen Generationen und für das Leben auf unserem Planeten überhaupt.“ Dieser Veränderungsbedarf
betreffe auch die Ernährungs- und Landwirtschaft. Ihre Zukunft liege der Kirche am Herzen, wie die Landesbischöfin
hervorhob. Sie halte jedoch zugleich die Friedfertigkeit der Proteste für zentral. Ebenso sei eine klare Abgrenzung der
Bauernverbände von radikalen, rechtsextremen oder demokratiefeindlichen Äußerungen und Gruppen geboten.
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Deutschland: Dem „eigenen“ Antisemitismus
nachspüren.
IIRF-D/ Tübingen/18.01.24 - Die meisten Menschen sind gut darin, den (linken, rechten, christlichen oder muslimischen)
Antisemitismus Anderer festzustellen und zu kritisieren. Spannend wird es, Spuren von Antisemitismus im eigenen
Lebens(stil) zu entdecken. Dies war die Hauptaussage von Michael Blume, Antisemitismus – Beauftragter der
Landesregierung von Baden – Württemberg, bei einem Vortrag zum Thema „Antisemitismus in unserer Gesellschaft“ bei der
katholischen Fakultät der Universität Tübingen am 10. Januar vor mehreren hundert Zuhörern. Als Beispiel für einen
antisemitischen Lebensstil nannte er die Verwendung von fossiler Energie, die direkt oder indirekt offen antisemitische
Regimes unterstützt. „Erneuerbare Energie ist Friedensenergie.“

Unser Umgang mit Antisemitismus sei auch ein grundsätzlicher Gradmesser für unser Verständnis von Demokratie und
Frieden.

Im anschließenden Podiumsgespräch äußerte Alon Bindes von der jüdischen Studierendenunion Württemberg seine
Generation betreffend angesichts der Stimmung in der Bevölkerung: „Viele wollten eigentlich zum Daimler oder zum, Bosch,
aber nun überlegen sie: Kann ich mir hier eine Zukunft vorstellen?“
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Deutschland: Islamismus an Schule - Muslime
setzen Mitschüler unter Druck
Neuss: Oberstufenschüler sollen Einhaltung von Scharia-Regeln gefordert haben

Düsseldorf/Neuss (IDEA) – Radikalislamische Umtriebe an Schulen in Nordrhein-Westfalen haben Besorgnis ausgelöst. Die
jüngsten Vorfälle ereigneten sich an der Gesamtschule Nordstadt in Neuss. Dort sollen muslimische Jugendliche versucht
haben, strenge islamische Regeln durchzusetzen, etwa Geschlechtertrennung – im Klassenraum wie beim
Schwimmunterricht. Die „Rheinische Post“, die zuerst darüber berichtete, sprach von einer Art „Scharia-Polizei“. Die
Oberstufenschüler im Alter von 17, 18 und 19 Jahren hätten sich im Unterricht ferner für archaische Strafen wie Steinigung
ausgesprochen, berichtete Focus online unter Berufung auf Staatsschutzkreise. Schülerinnen seien aufgefordert worden,
sich zu verschleiern. Wer sich geweigert habe, die Scharia-Regeln zu befolgen, sei als schlechter Muslim beschimpft worden.
Die Schulleitung hatte die Polizei im Dezember über die extremistischen Umtriebe informiert. Seither prüft die
Staatsanwaltschaft, ob das Verhalten der Schüler strafwürdig war. Der nordrhein-westfälische Innenminister Herbert Reul
(CDU) nannte den Fall gravierend. Er rief Eltern und Lehrkräfte zu mehr Wachsamkeit auf: „Wenn man merkt, da tut sich was:
frühzeitig drum kümmern.“ Die schulpolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion, Dilek Engin, bezeichnete die Vorfälle
an der Neusser Schule als alarmierend. Religiöse Fanatiker und Eiferer dürften an den Schulen nicht geduldet werden.

Bildungsministerium: Es gibt keine „Scharia-Polizei“ an Schulen

Der Referent für Krisenmanagement des Ministeriums für Bildung und Schule, Martin Oppermann, wandte sich dagegen, von
einer „Scharia-Polizei“ an Schulen in Nordrhein-Westfalen zu sprechen. In Neuss hätten drei Oberstufenschüler versucht,
Schüler in ihrer Religionsausübung zu beeinflussen. „Dieses Vorgehen mit dem Verhalten einer ‚Scharia-Polizei‘ zu
bezeichnen, trifft nach Aussage der Schule den Sachverhalt in keiner Weise“, sagte er am 17. Januar in einem
Fachausschuss des Landtages in Düsseldorf. Im Sommer 2023 hatten laut Focus online strenggläubige muslimische Schüler
an einem Bonner Gymnasium versucht, einen islamischen Sitten- und Kleiderkodex durchzusetzen. Auch hier sollen
Mitschüler unter Druck gesetzt worden sein.

 

14 / 53



Evangelische Allianz in Deutschland - AKREF Nachrichten 18.01.2024

Deutschland: Jeder Dritte fordert mehr Einsatz
für verfolgte Christen
Bei Freikirchlern unterstützen 70 Prozent diese Forderung

Erfurt (IDEA) – Jeder dritte Deutsche (32 Prozent) ist der Meinung, dass die Bundesregierung mehr für verfolgte und
diskriminierte Christen weltweit tun müsste. Das ergab eine Umfrage des Markt- und Sozialforschungsinstituts INSA-
Consulere (Erfurt) im Auftrag der Evangelischen Nachrichtenagentur IDEA. Ebenfalls 32 Prozent der Deutschen schließen
sich dieser Forderung nicht an. 30 Prozent wissen nicht, wie sie dazu stehen, sechs Prozent machten keine Angabe. Männer
sind häufiger als Frauen der Meinung, dass die Bundesregierung mehr für verfolgte Christen tun müsste (37 Prozent
gegenüber 29 Prozent). Westdeutsche teilen diese Einschätzung öfter als Ostdeutsche (33 Prozent gegenüber 29 Prozent).
Jüngere Menschen sehen beim Einsatz für verfolgte Christen häufiger Handlungsbedarf als ältere (18- bis 29-Jährige: 44
Prozent; 30- bis 39-Jährige: 33 Prozent; 40- bis 49-Jährige: 34 Prozent; 50- bis 59-Jährige: 31 Prozent; 60- bis 69-Jährige:
29 Prozent; über 70-Jährige: 27 Prozent). Unter den Mitgliedern der christlichen Konfessionen fordern die Freikirchler mit
70 Prozent am häufigsten ein stärkeres Engagement der deutschen Regierung gegen Christenverfolgung, gefolgt von den
Katholiken (40 Prozent) und den landeskirchlichen Protestanten (37 Prozent). Bei den Muslimen tun es 38 Prozent, bei den
Konfessionslosen 22 Prozent. Unter den Sympathisanten der politischen Parteien wünschen sich die AfD-Anhänger mit 40
Prozent am häufigsten mehr Einsatz für verfolgte Christen, gefolgt von den Wählern der CDU/CSU (38 Prozent), der FDP (36
Prozent), der SPD (35 Prozent), der Grünen und der Linken (jeweils 31 Prozent) sowie der Freien Wähler (23 Prozent). Für
die Erhebung wurden 2.004 Erwachsene im Zeitraum vom 12. bis 15. Januar befragt.
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Deutschland: JU Hessen kritisiert DITIB-
Entscheidung der Landesregierung
Referentin: Nachvollziehbar, aber nicht zufriedenstellend

Wiesbaden (IDEA) – Die Junge Union Hessen (JU/Wiesbaden) hat sich enttäuscht darüber geäußert, dass die Türkisch-
Islamische Union der Anstalt für Religion (DITIB) weiterhin muslimischen Religionsunterricht an hessischen Schulen
gestalten darf. Hintergrund: Der Islamverband gilt als verlängerter Arm des türkischen Ministerpräsidenten Recep Tayyip
Erdogan. 2020 hatte das Land Hessen eine mit DITIB geschlossene Kooperationsvereinbarung über die Gestaltung von
islamischem Religionsunterricht an hessischen Schulen ausgesetzt. Der Grund waren Zweifel an der Integrität des
Moscheeverbands. Wegen Formfehlern urteilte der Verwaltungsgerichtshof Kassel, dass die Kooperationsvereinbarung
weiter bindend sei. Das Kultusministerium ließ die rechtliche Lage von unabhängigen Gutachtern prüfen, die zu dem
gleichen Ergebnis kamen. Daraufhin teilte das Ministerium mit, dass DITIB weiterhin islamischen Religionsunterricht an
hessischen Schulen gestalten darf. Der Islamverband bietet aktuell an 25 hessischen Grundschulen bekenntnisorientierten
islamischen Religionsunterricht an. Die nun getroffene Entscheidung der Landesregierung für eine Fortsetzung der
Kooperation bedaure die JU sehr, sagte JU-Bildungsreferentin Franziska Schwedes der Evangelischen Nachrichtenagentur
IDEA. Das juristische Gutachten sei nachvollziehbar. Dennoch sei die Entscheidung nicht zufriedenstellend. Schwedes:
„Natürlich hätten wir uns ein anderes Ergebnis gewünscht, weil für uns feststeht, dass DITIB eine antisemitische Haltung
lebt.“ Die juristische Gestaltung der Kooperation mit DITIB sei ein Fehler der schwarz-grünen Landesregierung unter dem
ehemaligen Ministerpräsidenten Volker Bouffier (CDU) gewesen. Der hessische Kultusminister Alexander Lorz habe ihr aber
versichert, dass das sein Ministerium das Handeln der DITIB streng beobachte, sagte Schwedes: „Das müssen wir aktuell
hinnehmen, werden uns allerdings weiterhin gegen jede Form von Antisemitismus, insbesondere den islamischen, stark
machen.“
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Deutschland: Türke wegen Brandanschlags auf
Ulmer Synagoge verurteilt
Er hatte seine Tat mit der Politik des Staates Israel begründet

Ulm (IDEA) – Ein 47-jähriger Türke ist am 16. Januar vom Landgericht Ulm wegen eines Brandanschlags auf eine Synagoge
zu zwei Jahren und neun Monaten Gefängnis verurteilt worden. Das bestätigte die Pressestelle des Gerichts der
Evangelischen Nachrichtenagentur IDEA. Der Mann hatte am 5. Juni 2021 einen Brandanschlag auf das Gotteshaus der
jüdischen Gemeinde in Ulm verübt. Wie der Südwestrundfunk (SWR) berichtet, hatte der heute 47-Jährige während des
Prozesses eingeräumt, 1,5 Liter Benzin an die Mauer der Synagoge gegossen und angezündet zu haben. Ein Polizist hatte
die Flammen mit einem Feuerlöscher ersticken können. Am Gebäude in der Ulmer Innenstadt entstand dennoch ein Schaden
von mehreren Tausend Euro. Als Motiv benannte der psychiatrische Gutachter laut SWR die Situation der Palästinenser im
Heiligen Land, die unter der Politik des Staates Israel litten, und mit denen sich der Angeklagte habe solidarisieren wollen.
Er habe eigener Aussage zufolge ein Zeichen gegen Israels Umgang mit palästinensischen Kindern setzen wollen. Am 10.
Juni hatte er sich nach Angaben des baden-württembergischen Justizministeriums in sein Heimatland abgesetzt. Die Türkei
lehne aber die Auslieferung eigener Staatsangehöriger an einen anderen Staat ausnahmslos ab. Im Juli 2023 kehrte der
Beschuldigte allerdings nach Medienberichten in die Bundesrepublik zurück und wurde am Stuttgarter Flughafen verhaftet.

Rabbiner: „Hoffentlich wird das Urteil andere abschrecken“

Zur Begründung des Urteils hieß es nach Angaben des SWR, es sei zwar niemand verletzt worden, der Täter habe gestanden
und sich auch beim Rabbiner der Synagoge, Shneur Trebnik, entschuldigt. Der Vorsitzende Richter, Wolfgang Tresenreiter,
habe jedoch betont, dass es sich um eine „antisemitisch motivierte Tat“ gehandelt habe, die in der jüdischen Gemeinde
Ängste und Sorgen hervorgerufen habe. Das Urteil sei auch ein Zeichen gegen Antisemitismus und Judenhass in
Deutschland. Der Anwalt des Angeklagten, Stefan Holoch, kündigte im SWR-Interview an, er werde beim Bundesgerichtshof
Revision gegen das Urteil einlegen. Trebnik hatte selbst beim Prozess ausgesagt und die Urteilsverkündung im Saal verfolgt.
Er hoffe auf eine abschreckende Wirkung, wie er dem SWR sagte: „Ich habe es immer wieder betont, uns als jüdische
Gemeinde geht es nicht um Rache. Uns geht es nicht um die Frage, wie viele Tage genau der Täter jetzt in Haft sitzen wird,
sondern vielmehr um die Frage: Reicht das, um andere abzuschrecken? Das wird sich aber erst mit der Zeit zeigen.“
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Ecuador: 180 Geiseln sind in der Hand von
revoltierenden Gefangenen
Katholische Bischöfe: “Ecuador muss wieder in Ort des Friedens, der Arbeit und der Geschwisterlichkeit werden”

Quito (Agenzia Fides) Quito (Fides) - In sieben ecuadorianischen Gefängnissen befinden sich noch immer 180 Geiseln in der
Hand von revoltierenden Gefangenen. Insgesamt 158 Gefängniswärter und 20 Verwaltungsangestellte wurden seit dem 8.
Januar als Geiseln genommen, unmittelbar nachdem Präsident Daniel Noboa den Ausnahmezustand verkündet hatte,
nachdem José Adolfo Macías Salazar, alias "Fito", die zentrale Figur der organisierten Kriminalität, aus dem
Regionalgefängnis von Guayaquil entkommen konnte.
Damit geht das Tauziehen des neu gewählten Präsidenten gegen die kriminellen Banden weiter, die den Kokainhandel
kontrollieren und bisher die Gefängnisse des Landes faktisch übernommen hatten. Seit Anfang der Woche haben die Banden
eine Terrorkampagne im Land gestartet, mit dem Angriff auf einen Fernsehsender, Morden an Polizisten, Schießereien und
Sprengstoffanschlägen, so dass der Staatschef erklärte, das Land befinde sich in einem "internen bewaffneten Konflikt" .
Noboa hat unterdessen zwei Eckpfeiler seiner Strategie zur Bekämpfung des organisierten Verbrechens dargelegt: die
Wiederaufnahme der staatlichen Kontrolle über die Gefängnisse mit dem Bau neuer Hochsicherheitsgefängnisse, wie er es
im Wahlkampf versprochen hatte, und verstärkte Kontrollen von peruanischen und kolumbianischen Staatsbürgern, die für
die Einreise nach Ecuador ein Führungszeugnis ihres Herkunfts- oder Aufenthaltslandes der letzten fünf Jahre vorlegen
müssen.
Darüber hinaus sagte Noboa, dass in den kommenden Tagen etwa 1.500 Kolumbianer ausgewiesen werden sollen. Die
ecuadorianischen Verbrecherbanden stehen in engem Kontakt mit kolumbianischen, mexikanischen und albanischen
Drogenkartellen Letztere "kümmern" sich um den Handel mit Kokain aus Kolumbien und Peru, das über den Umschlagplatz
Ecuador für den europäischen Markt bestimmt ist. Aus Peru kommen nicht nur das Kokain, sondern auch die von der
ecuadorianischen Bande verwendeten Waffen, von denen einige offenbar aus peruanischen Militärarsenalen gestohlen
wurden. Der peruanische Verteidigungsminister Jorge Chávez Cresta hat erklärt, dass es keine offiziellen Informationen
gibt, die bestätigen, dass die von den Kriminellen in Ecuador verwendeten Waffen den peruanischen Streitkräften gehören,
obwohl eine Untersuchung in dieser Hinsicht eingeleitet wurde.
Die Bischofskonferenz von Ecuador hat sich unterdessen mit einer Verlautbarung "an alle Männer und Frauen guten Willens,
die in Ecuador leben", zu der dramatischen Situation im Land geäußert. "Wir leben in Zeiten der Angst in unserem Land",
so die Bischöfe. "Das organisierte Verbrechen sät Chaos und Verzweiflung in unser tägliches Leben. Die Gewalt, wo auch
immer sie herkommt, muss uns vereint finden, mit Blick auf die Zukunft und mit der nötigen Kraft, damit Ecuador das bleibt,
was es immer war: ein Ort des Friedens, der Arbeit und der Geschwisterlichkeit".
"Verlieren wir uns nicht in der sterilen Panik, die den Gewalttätern in die Hände spielt, indem allem Glauben schenken, was
in den sozialen Netzwerken verbreitet wird, und auch nicht in der Naivität, aufzugeben und zu glauben, dass dieser Kampf
nur diejenigen betrifft, die uns regieren", mahnen die Bischöfe.
"Wir sind ein gläubiges Land. Von Kindesbeinen an haben wir gelernt, dass wir alle Brüder und Schwestern sind, dass wir
Gott unseren Vater nennen; ihm vertrauen wir erneut die Unversehrtheit jedes guten Ecuadorianers und die Stabilität des
Staates an, damit der Frieden so schnell wie möglich zurückkehrt. In diesem Jahr 2024, in dem wir den 150. Jahrestag der
Weihe unseres Landes an das Heiligste Herz Jesu feiern, setzen wir uns für das Leben und die Gerechtigkeit ein und bitten
Ihn, Ecuador zu retten", so die Bischöfe abschließend.
(L.M.) (Fides 12/1/2024)
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Ecuador: Sicherheitskräfte gewinnen Kontrolle
über Gefängnisse zurück und befreien Geiseln
Quito (Fides) - In Ecuador sind elf Polizisten und insgesamt 201 Gefängnisbeamte in sieben Gefängnissen des Landes
freigelassen worden, wo sie von revoltierenden Häftlingen als Geiseln genommen worden waren (vgl. AKREF 12/1/2024).
In mindestens einem Fall, dem Männergefängnis in Esmeraldas, war es durch die Vermittlung der katholischen Kirche
gelungen, eine gewaltfreie Freilassung der Geiseln zu erreichen. Auch in diesem Fall kehrte das Gefängnis nach dem Einsatz
von mindestens tausend Soldaten unter die Kontrolle der Regierung zurück. Die Beamten durchsuchten alle Zellen und
fanden Schusswaffen, Sprengstoff, Messer, Drogen und Handys.
In den wichtigsten Städten des Landes normalisiert sich die Lage, angefangen bei Quito und Guayaquil, die Schauplätze der
von verschiedenen kriminellen Banden ausgelösten Zusammenstöße waren.
Durch ein gemeinsames Vorgehen von Polizei und Armee konnte die Kontrolle über die Gefängnisse zurückgewonnen
werden, wobei 1.327 Personen festgenommen, die der Gewalt der letzten Tage beschuldigt werden. Seit der Ausrufung des
„Kriegszustands“ gegen die Banden am 9. Januar haben die Behörden im Rahmen des sogenannten Féniz-Plans insgesamt
12.974 Einsätze durchgeführt, bei denen zwei Polizisten und fünf Kriminelle getötet wurden.
Im gleichen Zeitraum gab es zehn Angriffe auf die polizeiliche Infrastruktur und dreizehn Angriffe auf die öffentliche und
private Infrastruktur. Präsident Daniel Noboa beabsichtigt, der Kontrolle der ecuadorianischen Gefängnisse durch
kriminelle Banden ein Ende zu setzen. Noboas Strategie sieht neben der Wiedererlangung der internen Kontrolle über die
Gefängnisse den Bau von zwei Mega-Gefängnissen nach dem Vorbild des Gefängnisses von El Salvadors Präsident Nayib
Bukele vor, wobei die Bosse von ihren "Soldaten" getrennt werden sollen. Die beiden Hochsicherheitsgefängnisse sollen in
Pastaza (Amazonas) und in der Küstenregion von Santa Elena gebaut werden.
(L.M.) (Fides 15/1/2024)
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Ecuador: Staatsanwalt ermordet
Er hatte auch wegen Korruption von Staatsdienern ermittelt

Quito (Agenzia Fides) - César Suárez, der ecuadorianische Staatsanwalt, der am gestrigen 17. Januar, ermordet wurde, war
mit heiklen Ermittlungen beschäftigt. Der Staatsanwalt wurde gestern Abend in Guayaquil mit mindestens 20 Schüssen
ermordet, während er in seinem Auto unterwegs war. Die Attentäter kannten seine Route und seine Gewohnheiten.
Suárez war damit beauftragt, die Hintermänner des Überfalls auf den Sitz des Fernsehsender „TC Televisión“ am 9. Januar zu
ermitteln, der inmitten von Gefängnisunruhen und Übergriffen krimineller Banden als Reaktion auf die Erklärung des
"internen bewaffneten Konflikts" durch Präsident Daniel Noboa stattfand.
Es wird vermutet, dass Mitglieder von der kriminellen Bande „Los Tiguerones“, einer Gruppe, die aus einer Abspaltung von
„Los Choneros“, der wichtigsten in Ecuador operierenden Drogenbande, die mit dem mexikanischen Sinaloa-Kartell
zusammenarbeitet, hervorgegangen ist, den Fernsehsender angegriffen haben.
Der Staatsanwalt hatte jedoch zuvor die Korruption in Krankenhäusern während der Pandemie untersucht und war an der
wichtigen "Metástasis"-Untersuchung über die Komplizenschaft der Regierung mit dem Drogenhandel beteiligt. Die
Operation, die einige Wochen vor dem Ausbruch zweier großer Drogenbosse, José Adolfo Macías alias „Fito“, Anführer von
„Los Choneros“, und Fabricio Colón Pico, Anführer von „Los Lobos“, aus dem Gefängnis begann, führte zur Verhaftung von
etwa 40 Personen in ganz Ecuador. Darunter befinden sich Richter, denen vorgeworfen wird, Anführer krimineller
Organisationen zu begünstigen, Polizeibeamte, die Beweise gefälscht und Waffen an Gefängnisse geliefert haben sollen,
sowie der ehemalige Direktor der Gefängnisbehörde, der beschuldigt wird, einen Drogenboss besonders gut behandelt zu
haben.

Die Ermordung des Richters fand einen Tag nach der Verhaftung von Daniel Salcedo in Panama statt, der in mehreren von
Staatsanwalt Suárez verfolgten Korruptionsfällen angeklagt war. Im Jahr 2021 wurde Salcedo zu 13 Jahren Gefängnis
verurteilt, weil er für Unregelmäßigkeiten beim Verkauf von medizinischen Hilfsgütern während der Covid-19-Pandemie
verantwortlich war. Im Dezember 2022 wurde er jedoch auf Anordnung eines Richters freigelassen. Salcedo ist auch einer
der Verdächtigen in der Anti-Korruptions-Operation „Metastasis“. Einer der Richter, die Salcedo begünstigt hatten, Emerson
Curipallo, wurde im Dezember 2023 verhaftet, weil er von dem Drogenboss Leandro Norero 250.000 Dollar erhalten haben
soll.
Die Ermordung von Suárez löste in der Bevölkerung, die nach dem Ende der Gefängnisunruhen und der Wiederherstellung
der Kontrolle der Straßen durch die Sicherheitskräfte aufatmete, erneut Alarm aus. Soldaten und Polizisten, die in der
Gegend eingesetzt waren, wurden vor möglichen Vergiftungsversuchen durch giftige Lebensmittel gewarnt, die von
"Zivilisten" angeboten wurden. Das Militär bat die Bevölkerung, den Soldaten keine Lebensmittel zu geben und die Spenden
über das Ministerium für wirtschaftliche und soziale Eingliederung (MIES) zu leiten.
(L.M.) (Fides 18/1/2024)
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Finnland: Berufung eingelegt gegen Freispruch
von Ministerin a.D. Räsänen
Das Recht auf freie Meinungsäußerung steht im Fall Päivi Räsänen weiterhin unter Beschuss.

IIRF-D/ADF/Tübingen/ - Am 12. Januar 2024 - knapp vor dem Ablaufen der Frist der Berufungsmöglichkeit – kündigte die
finnische Staatsanwaltschaft an, Berufung bei Obersten Gerichtshof Finnlands einzulegen. Nun liegt die Entscheidung
beimObersten Gerichtshof: Möchte er sich mit diesem Fall befassen?

Die ehemalige Innenministerin war 2021 wegen „Hassrede“ angeklagt worden, weil sie in einem Tweet von 2019, in einer
Radiodiskussion von 2019 und in einer kirchlichen Broschüre von 2004 ihre auf dem christlichen Glauben basierenden
Ansichten über Ehe und Sexualethik geteilt hatte (wir berichteten).

Bischof Juhana Pohjola wurde angeklagt, weil er Räsänens Broschüre vor fast zwei Jahrzehnten für seine Gemeinde
veröffentlicht hatte.

Am 30. März 2022 sprach das Bezirksgericht Helsinki die Angeklagten einstimmig frei. Die Begründung: es sei nicht Sache
des Bezirksgerichts, biblische Begriffe zu interpretieren.

Die Staatsanwaltschaft legte daraufhin im April 2022 Berufung gegen das „nicht schuldig“-Urteil ein. Der Fall wurde
daraufhin vom 31. August bis 1. September 2023 vor dem Berufungsgericht in Helsinki verhandelt.

Am 14. November 2023 hatte das Berufungsgericht Helsinki alle Anklagepunkte gegen Räsänen und Pohjola abgewiesen, mit
der Begründung, dass es „auf der Grundlage der in der Hauptverhandlung vorgelegten Beweise keinen Grund hat, den Fall
in irgendeiner Hinsicht anders zu beurteilen als das Bezirksgericht“.

Der Fall erregte weltweites Medieninteresse, da Menschenrechtsexperten ihre Besorgnis über die Bedrohung der
Meinungsfreiheit in Finnland zum Ausdruck brachten.

Selbst nach zwei Freisprüchen möchte die Staatsanwaltschaft den Fall nicht aufgeben und vergeudet dabei die Steuergelder
der finnischen Bevölkerung.

Es geht ganz klar darum an Räsänen ein Beispiel zu statuieren, um unerwünschte Meinungen zum Schweigen zu bringen.

Wir (ADF) werden Räsänen weiterhin rechtlich unterstützen und ihr in der Verteidigung der Meinungsfreiheit weiter zur
Seite stehen. Bitte helfen Sie uns dabei!

Falls der Oberste Gerichtshof den Fall annehmen und Räsänen– entgegen der bisherigen Rechtsprechung der Gerichte – für
schuldig befinden sollte, würde sich Räsänen an den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte wenden.

Dennoch ist Räsänen hoffnungsfroh: „Nachdem ich vor zwei Gerichten einstimmig freigesprochen wurde, habe ich keine
Angst vor einer Anhörung vor dem Obersten Gerichtshof.
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Finnland: Prozess gegen Räsänen und Pohjola
könnte weitergehen
Die Staatsanwaltschaft hat Berufung beim Obersten Gerichtshof eingelegt

Helsinki (IDEA) – Der Prozess gegen die frühere finnische Innenministerin Päivi Räsänen und den Bischof der Evangelisch-
Lutherischen Missionsdiözese Finnlands, Juhana Pohjola, wegen „Hassrede“ könnte weitergehen. Nachdem die beiden am
14. November 2023 von einem Berufungsgericht in Helsinki freigesprochen worden waren, hat die Staatsanwaltschaft nun
Berufung beim Obersten Gerichtshof des Landes eingelegt. Dieser muss nun entscheiden, ob er den Fall anhören wird. Das
teilte die christliche Menschenrechtsorganisation ADF International (Allianz zur Verteidigung der Freiheit/Wien) mit, die
die beiden vor Gericht vertritt. Zum Hintergrund: Die Christdemokratin Räsänen war in drei Fällen wegen angeblicher
„Hassrede“ angeklagt worden. Sie hatte mehrfach öffentlich geäußert, dass praktizierte Homosexualität aus biblischer Sicht
Sünde sei. Konkret ging es in dem Prozess unter anderem um eine 2004 von ihr verfasste Broschüre mit dem Titel „Er schuf
sie als Mann und Frau – Homosexuelle Beziehungen stellen das christliche Menschenbild infrage“ und ein Radiointerview
aus dem Jahr 2019. Herausgeber der Broschüre ist wiederum Pohjola, der inzwischen Vorsitzender des Internationalen
Lutherischen Rates (International Lutheran Council/ILC) ist.

Räsänen: „Ich habe keine Angst vor einer weiteren Anhörung“

Die 64-Jährige erklärte laut ADF, dass sie keine Angst vor einer Anhörung vor dem Obersten Gerichtshof habe. „Auch wenn
ich mir bewusst bin, dass jeder Prozess Risiken birgt, würde ein Freispruch durch den Obersten Gerichtshof einen noch
stärkeren positiven Präzedenzfall für das Recht aller auf freie Meinungsäußerung und Religionsfreiheit schaffen.“ Sollte der
Gerichtshof beschließen, die Freisprüche der unteren Gerichte aufzuheben, sei sie bereit, die Rede- und Religionsfreiheit
notfalls bis hinauf zum Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EMGR) zu verteidigen, so die lutherische Christin.

ADF übt harsche Kritik am Agieren der Staatsanwaltschaft

Der Geschäftsführer von ADF, Paul Coleman (Wien), bezeichnete das Beharren des Staates auf der Fortsetzung der
Strafverfolgung „trotz eines so eindeutigen und einstimmigen Urteils sowohl des Bezirksgerichts Helsinki als auch des
Berufungsgerichts“ als alarmierend. „Menschen jahrelang vor Gericht zu zerren, sie stundenlangen polizeilichen Verhören
zu unterziehen und Steuergelder zu verschwenden, um die tief verwurzelten Überzeugungen von Menschen zu kontrollieren,
hat in einer demokratischen Gesellschaft keinen Platz.“ Wie so oft bei „Hassrede“-Prozessen sei das Verfahren an sich zur
Strafe geworden, so Coleman.
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Griechenland: Flüchtlinge lernen Jesus kennen
(AVC) Das Zentrum von AVC in Athen bietet Flüchtlingen fern der Heimat ein Gefühl von Familie. Heute beten wir für die hier
Gestrandeten und für unser Team.

Unser Zentrum in Athen ist ein Treffpunkt für Familien und Einzelpersonen auf der Flucht. Hier erhalten sie warme
Mahlzeiten, können duschen und Kleider waschen, Kurse besuchen und ihre Kinder betreuen lassen. Dazu bekommen die
Besucher auch etwas fürs Herz.

In der Weihnachtszeit beispielsweise wurde die Frohe Botschaft von der Geburt Jesu in einfachen Theaterstücken
aufgeführt. Mit Hilfe von Freiwilligen konnte unser Team den Flüchtlingen aus dem Nahen Osten erzählen, wie und warum
Jesus in die Welt gekommen ist. Für die meisten von ihnen war es das erste Mal, dass sie die Gute Nachricht hörten.

Männer unter sich
Kürzlich wurde auch ein wöchentlicher Männertreff gestartet. Darin tauschen sich die Teilnehmer über ihre persönlichen
Herausforderungen aus. Miguel, ein Mitglied unseres Teams, leitet den Treff, betet mit den Männern und erzählt ihnen von
Jesus. Zu Beginn waren die Teilnehmer sehr zurückhaltend. Doch immer mehr öffnen sie sich, und einige teilen mutig, was
sie in ihrem jungen Glaubensleben mit Jesus erleben. Die meisten sind Muslime aus Afghanistan, Iran und Syrien. Zum
Beispiel Mohamad, ein Flüchtling aus dem Iran. Der junge Mann, der erst vor wenigen Wochen zum Männertreffen stieß,
sagt: »An diesem Ort habe ich neue Freunde gefunden. Danke, dass ihr hier seid.«

​Wir beten

... dass die Menschen mit muslimischem Hintergrund Jesus persönlich kennenlernen,

... dass Gott unser Team mit Liebe, Geduld, Energie und neuen Ideen ausstattet,

... für die Versorgung des Zentrums mit finanziellen und personellen Ressourcen.
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Indien: Offener Brief von Vishal Mangalwadi an
den indischen Premierminister Modi
IIRF-D/Tübingen/18.01.24 - Vishal Mangalwadi, einer der führenden christlichen Intellektuellen Indiens, hat einen
bemerkenswerten offenen Brief an Premierminister Modi verfasst, der Indien (das offiziell Religionsfreiheit garantiert) mehr
und mehr zu einem Staat machen möchte nach der Devise „nur ein guter Hindu ist ein guter Inder“.

––––––––––––––––

Ehrenwerter Sri Narendra Modi

Premierminister

Regierung von Indien

Neu-Delhi, Indien

 

Ehrenwerter Modiji, Sie haben es geschafft, die Götzenanbetung zu Indiens politischem Thema Nr. 1 für Januar 2024 zu
machen. Dies ist ein Meilenstein in den Bemühungen der Hindutva, Indien zu einer Hindu-Nation zu machen. Erlauben Sie
mir daher zu erklären, warum unsere Gründungsväter die Anbetung mythischer Götter und Göttinnen nicht gefördert haben.
Stattdessen wählten sie "Jan Gan Man" als unsere Nationalhymne. Sie lehrt uns, zum souveränen Schöpfer, dem Gestalter
von Indiens Schicksal, zu beten (Bharat Bhagya Vidhata).

Unsere Väter akzeptierten den Vorschlag von Pandit M. M. Malviya, Satyameva Jayate (Allein die Wahrheit siegt) zu unserem
nationalen Motto zu machen, weil sie wollten, dass die Wahrheit den Mythos als unsere Autorität ersetzt. Sie stimmten mit
Reformern wie Mahatma Jyotiba Phule darin überein, dass die Wahrheit befreit, während Mythen dazu gemacht sind, zu
versklaven.

Gott ist ein Geist. Er hat keine physische Gestalt oder Form. Deshalb schafft jeder Versuch, ein Abbild des unsichtbaren
Gottes zu schaffen, falsche Götter.

Die Verehrung von Göttern, die von Menschen geschaffen wurden, von Schöpfungen oder Kreaturen, die von Gott oder der
menschlichen Phantasie geschaffen wurden, hat Indien geschwächt. Das liegt daran, dass wir geschaffen wurden, um die
Wahrheit zu suchen, um zu glauben, was wahr ist. Das ist die wissenschaftliche Einstellung. Sie ist notwendig, um unsere
Herrschaft über die Schöpfung zu begründen. Eine Kultur, die die Schöpfung anbetet, macht sich selbst unfähig, die
Schöpfung zu verstehen und zu beherrschen.

Die menschliche Kultur blüht auf, wenn wir Gottes Reich suchen und seinen Willen auf Erden tun. Mythen können eine gute
Unterhaltung sein. Sie können ein wenig Weisheit und gesellschaftliche Werte vermitteln. Wenn wir jedoch zulassen, dass
Mythenmacher unsere Götter machen, rutschen wir in den Abgrund der Täuschung.

Religion beeinflusst die Art und Weise, wie wir leben. Wenn Tempel Mythen als Grundlage einer Kultur lehren, warum sollten
Geschäftsleute dann nicht gefälschte Geschäftsbücher verwenden? Oder sollte die Polizei falsche Fälle erfinden, um
unschuldige Bürger zu schikanieren? Warum sollten Anwälte Zeugen trainieren, die Wahrheit, die ganze Wahrheit und nichts
als die Wahrheit zu sagen? Unsere Gerichte - die Tempel der Gerechtigkeit - verlieren rapide an Glaubwürdigkeit, weil unsere
Kultur der Mythenbildung sie zu Zentren der Korruption macht.

Wer unsere Götter erschafft, muss auch unsere Moral erschaffen. Das ist das große Dilemma, vor dem Sie stehen, wenn Sie
sich darauf vorbereiten, am 22. Januar den Ram-Tempel in Ayodhya einzuweihen.

Die Shankaracharyas, die Erzbischöfe des "Sanatan Dharma", sagen Ihnen, dass Sie, da Sie verheiratet sind, nicht ohne Ihre
Frau an Pran Prathishtha teilnehmen können. Als junger Mann sind Sie Gott Rama gefolgt, als Sie sie verlassen haben, ohne
sich scheiden zu lassen.
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Ist die Frau ein Eigentum des Ehemannes, das man nach Belieben verlassen oder verspielen kann, wie es Rama und die
Pandavas taten? Oder hat sie eine Würde, die geschützt werden muss? Wenn die Ehe heilig ist, ist es dann nicht notwendig,
ihr eine rechtmäßige Scheidung zu gewähren? Das Hindu-Ehegesetz von 1955 verwarf die mythische Ethik des Ramayana,
um den Hindu-Ehefrauen die Würde zurückzugeben, die Gott ihnen verliehen hatte. Würde Ihr Versuch, Indien zu einer
Hindu-Nation zu machen, unsere Frauen in ein dunkles Zeitalter zurückwerfen?

Erlauben Sie mir, eine weitere Folge des Götzendienstes zu erwähnen: Ihr Versuch, den neuen Ram-Tempel einzuweihen, ist
in unruhiges Fahrwasser geraten. Viele Gelehrte, einschließlich der Shankaracharyas, bestehen darauf, dass Sie als Nicht-
Brahmane nicht der Hauptgast bei der Pran Prathishta-Zeremonie sein können. Sie sagen, dass Sie ihre Religion für Ihren
politischen Vorteil missbrauchen. Sie verletzen das "Sanatan"-Kastensystem, anstatt es zu fördern. Ihrer Meinung nach
müssen die brahmanischen Dharma-Gurus den Ehrenplatz einnehmen: Sie sollten ihnen zu Füßen sitzen.

Ich lobe Ihren Versuch, das hierarchische Kastensystem zu verletzen. Doch die Gelehrten haben Recht. Um Indien zu einer
Hindu-Nation zu machen, muss man die hinduistische Sozialethik der inhärenten Ungleichheit der Kasten wiederbeleben.
Man kann nicht seinen Kuchen haben und ihn auch noch essen.

Ist die Gleichheit der Menschen eine göttlich offenbarte Wahrheit? Wenn ja, sollte das neue Indien dann nicht die
GLEICHHEIT zu seiner kulturellen Grundlage machen? Oder muss Hindutva Indien zurück in die kastenbasierte Ungleichheit
treiben? Sollte die Sanatan-Kultur Indien schwächen, indem sie die große Mehrheit - die Bahujan - zu Bürgern vierter und
fünfter Klasse macht?

Sir, die Ram Mandir-Bewegung könnte Ihnen Stimmen bringen. Aber Indien wird nur dann eine große Nation werden, wenn
es auf der Wahrheit aufgebaut ist. Mythenmacher wollen, dass ihr Wille in Indien geschieht: Unsere Hymne betet, dass
Gottes Wille in Indien geschehen möge:

Du bist der Herrscher über den Verstand aller Menschen, der Spender von Indiens Schicksal. Dein Name erweckt die Herzen
von Punjab, Sindhu, Gujarat und Maratha, von Dravida und Orissa und Bengalen; er hallt in den Hügeln des Vindhyas und
Himalayas wider, mischt sich in die Musik von Jamuna und Ganges und wird von den Wellen des Indischen Meeres gesungen.
Sie beten um deinen Segen und singen dein Lob. Die Rettung aller Menschen liegt in deiner Hand, du Spender des indischen
Schicksals. Sieg, Sieg, Sieg für dich.

Mit freundlichen Grüßen  - für den Triumph der Wahrheit,

Vishal Mangalwadi

 

Mehr über den Autor und diesen Brief:

https://www.revelationmovement.com/general/idolatry-letter-to-the-prime-minister-of-india/
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Irak: Patriarch Sako fordert...
Abzug sektiererischer Milizen aus der Ninive-Ebene

Erbil (Fides) - Der irakische Kardinal Louis Raphael Sako, Patriarch der chaldäischen Kirche, fordert die Regierung in Bagdad
auf, "ihre nationale und rechtliche Verantwortung wahrzunehmen, indem sie praktische und klare Maßnahmen ergreift, um
den Christen Gerechtigkeit zu verschaffen". Er tut dies in einer langen Ausführung, die "Beobachtungen" enthält, die zum
"Verständnis" der vielen Faktoren beitragen, die die Lage der christlichen Gemeinschaften im Irak negativ beeinflussen.
Die Christen, so der chaldäische Patriarch, "sind ein wesentlicher Bestandteil des vielfältigen kulturellen, sozialen,
nationalen und religiösen Gefüges des Irak“. Das Land des heutigen Irak sei, lange bevor "die Muslime Mitte des 7.
Jahrhunderts von der arabischen Halbinsel dorthin kamen", "reich an Klöstern, Kirchen und Schulen" gewesen. Die
Christen "hießen die Muslime willkommen und eröffneten ihre Schulen, Kulturzentren und Krankenhäuser". Es habe
christliche Baumeister gegeben, "die viele Moscheen errichteten, insbesondere in Mossul". Und das Lob für die Christen
finde sich in mehreren Suren des Korans.
In jüngster Zeit, so räumt Patriarch Sako ein, "haben die irakischen Christen in der historischen Phase nach dem zweiten
Golfkrieg und dem Sturz des Regimes von Saddam Hussein im Anschluss an die US-geführte Militärintervention in den
letzten zwei Jahrzehnten einen hohen Preis bezahlt". In einem kurzen historischen Exkurs erinnerte der Patriarch
insbesondere an die Flucht von rund 120.000 Christen aus Mosul und den Städten der Ninive-Ebene zwischen Juni und
August 2014 vor den vorrückenden Milizen des Islamischen Staates (IS). Ab 2017, nach der Niederlage der Dschihadisten
des Islamischen Staates, so der Patriarch, habe die Regierung den Christen "nichts angeboten" und sie vor die Wahl
gestellt, "auszuwandern oder sich ihrem Schicksal zu stellen, als wären sie Fremde im Land".
Der Patriarch nimmt direkt Bezug auf die "Kontrolle bewaffneter Milizen" über die Städte in der Ninive-Ebene" und
insbesondere auf die Milizen der "Babylon-Bewegung", die von Rayan al Kildani (Rayan dem Chaldäer) angeführt wird.
Unter dem Druck der "Babylon-Bewegung, die die den Christen vorbehaltenen Sitze im Parlament hegemonisiert hat", so
der Patriarch, "hob der Präsident der Republik, Abdul Latif Rashid, das Dekret 147 auf, eine von seinem Vorgänger Jalal
Talabani am 10. Juli 2013 erlassene Maßnahme, die den chaldäischen Patriarchen als "verantwortlich für das Eigentum" der
größten christlichen Gemeinschaft des Landes anerkannte.
Der politische Führer der Babylon-Bewegung, so Kardinal Sako, versuche, „den Konflikt zwischen ihm und der chaldäischen
Kirche" als "internen Konflikt zwischen den Kirchen darzustellen, aber das ist nicht möglich, denn die chaldäische Kirche ist
sich dessen bewusst, ebenso wie die meisten Kirchen". In seinen Ausführungen fordert der Patriarch den Rückzug der
Milizen - einschließlich derjenigen, die der Babylon-Bewegung angehören - aus der Ninive-Ebene. Und ihre Ersetzung durch
die Kräfte der Armee und der Bundespolizei.
(GV) (Fides 18/1/2024)
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Iran: Hoffnung statt Ausweglosigkeit
Wie Jesus im Iran Menschen verändert.

(HMK) Reza war vor seiner Hinwendung zu Jesus drogenabhängig. Durch Gottes Hilfe kam er frei und wurde nach einer
biblischen Ausbildung zu einem treuen Mitarbeiter in einer Gemeinde im Norden der iranischen Hauptstadt Teheran. Noch
während seiner Ausbildung bat er einen seiner Bibelschullehrer um Hilfe für seinen Bruder. Amin war drogenabhängig und
bedrohte seine Familie wiederholt mit einem Messer, um Geld für die Drogen zu bekommen.

Der Bibelschullehrer traf sich dreimal mit Rezas Bruder Amin. Der war aggressiv und in einem schlimmen körperlichen
Zustand. Menschlich gesehen gab es wenig Hoffnung auf Veränderung. Der Bibelschullehrer wurde danach verhaftet, verhört
und musste schließlich aus Sicherheitsgründen den Iran verlassen.

Jahre später traf der Bibelschullehrer auf einer Konferenz außerhalb des Iran wieder mit Reza zusammen, der mittlerweile
leitende Aufgaben in der iranischen Untergrundgemeinde übernommen hatte. Als der Lehrer Reza nach seinem Bruder
fragte, zeigte der auf ein Ehepaar unter den Teilnehmern: „Da sitzt mein Bruder!“ Amin sah so verändert aus, dass er nicht
mehr wiederzuerkennen war. Er hatte inzwischen Jesus kennengelernt.
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Irland: Gesetzesentwurf bedroht christliche
Redefreiheit
International Christian Concern - Die irische Verfassung schützt das Recht der Bürger, ihre "Überzeugungen und
Meinungen" frei zu äußern - aber was geschieht, wenn diese Meinungen von der säkularen Gesellschaft missbilligt werden?
Ein Gesetzentwurf, der dem irischen Parlament vorliegt, würde die Äußerung solcher Überzeugungen zu einem Verbrechen
machen, einschließlich der Überzeugungen, die von Christen in aller Welt vertreten werden.

Die Strafrechtsvorlage 2022 (Aufstachelung zu Gewalt oder Hass und Hassdelikte) würde im Falle ihrer Verabschiedung jede
Äußerung unter Strafe stellen, die zu "Hass oder Gewalt" gegen eine geschützte Gruppe aufruft. Die Gesetzgebung legt
geschützte Gruppen so aus, dass sie eine Person oder eine Gruppe von Menschen aufgrund bestimmter Merkmale wie Rasse,
Religion, Geschlecht, Geschlechtsmerkmale und sexuelle Orientierung meint. Auf den ersten Blick klingt das Gesetz
tugendhaft, doch in Wirklichkeit schränkt es die freie Meinungsäußerung erheblich ein und wird von vielen als ein Schritt in
Richtung Autoritarismus angesehen.

Die größte Besorgnis erregt die Tatsache, dass der Gesetzentwurf keine eindeutige Definition für Äußerungen enthält, die
dem Standard "hasserfüllt" entsprechen. Die willkürliche Schwelle lässt Raum für Subjektivität und würde geschützten
Gruppen das Recht geben, jeden der Hassrede zu bezichtigen, solange sie die Rede als hasserfüllt interpretieren.

Für die christliche Bevölkerung Irlands würde der Gesetzentwurf die Äußerung vieler Überzeugungen, einschließlich der
Ansichten über die biblische Ehe, stark einschränken. Es bedroht auch das Recht, seinen Glauben zu teilen oder öffentlich zu
evangelisieren. Die Weitergabe eines Bibelverses wie Exodus 20:3, in dem es heißt: "Du sollst keine anderen Götter neben
mir haben", könnte von einer anderen religiösen Gruppe als Hassrede ausgelegt werden. Bei einer Verurteilung drohen dem
Angeklagten bis zu fünf Jahre Gefängnis.

Dieser besorgniserregende Trend zur Einschränkung der religiösen Meinungsäußerung ist in ganz Europa zu beobachten.
Der bekannte Fall von Päivi Räsänen, einer finnischen Parlamentsabgeordneten und Großmutter, führte zu einem
vierjährigen Rechtsstreit, nachdem sie wegen eines von ihr getwitterten Bibelverses wegen "Hassrede" angeklagt wurde.

Andere Fälle wie John Dunn, ein Straßenprediger im Vereinigten Königreich, der wegen "Hassrede" verhaftet wurde, und
Isabel Vaughn-Spruce, die ebenfalls im Vereinigten Königreich verhaftet wurde, weil sie vor einer Abtreibungsklinik still
gebetet hatte, verheißen nichts Gutes für die Zukunft der Religions- und Redefreiheit in den westlichen Demokratien.

Das irische Gesetz hat bei US-Regierungsvertretern Besorgnis ausgelöst, darunter der Senator von Ohio, J.D. Vance, der
einen Brief an den irischen Botschafter in den Vereinigten Staaten geschickt hat. Vance schrieb: "Die Vereinigten Staaten
verurteilen routinemäßig ein ähnliches zensierendes Vorgehen Chinas, Myanmars oder des Irans", und: "Ich bin
beunruhigt, dass einer unserer engsten Freunde, eine Demokratie, die sich der Aufrechterhaltung geschätzter Freiheiten
verschrieben hat, eine solche Gesetzgebung in Angriff nehmen sollte."

Quelle: International Christian Concern; www.persecution.org

Aus dem Englischen übersetzt und überarbeitet von AKREF
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Japan: Katholiken und Buddhisten fordern
gemeinsam die Abschaffung von Atomwaffen
Generaldirektor der Soka Gakkai

Nagasaki (Fides) - Im dritten Stock des Hauptquartiers der Vereinten Nationen in New York steht eine Statue der Heiligen
Agnes, die ihr Lamm im Arm hält, als eindrückliche Erinnerung an die atomare Zerstörung.
Die Statue der Heiligen, die dafür bekannt ist, dass sie mehreren Anschlägen auf ihr Leben widerstanden hat, überlebte den
Atombombenabwurf der Vereinigten Staaten auf Nagasaki am 9. August 1945. Die Bombe explodierte 500 Meter von der
Urakami-Kathedrale entfernt, der damals größten katholischen Kirche Asiens, und verbrannte zwischen 60.000 und 80.000
Menschen, von denen nicht mehr als 150 Soldaten waren. Die Statue der Heiligen Agnes wurde mit dem Gesicht nach unten
in den Trümmern der Kathedrale gefunden.
In freigegebenen Pentagon-Dokumenten wurde das Rätsel gelöst, warum Nagasaki angegriffen wurde, obwohl es nicht auf
der ursprünglichen Zielliste stand: Im letzten Moment wurde der Name der Stadt von unbekannter Hand hinzugefügt, um
Japans historischste katholische Gemeinde auszulöschen, als Vergeltung für die Aufnahme der diplomatischen Beziehungen
zwischen Japan und dem Heiligen Stuhl im Jahr 1942. Die Vereinigten Staaten konnten dem Vatikan nicht verzeihen, dass er
diplomatische Beziehungen zum Feind Tokio aufgenommen hatte.

Die Stimme der Hibakusha

Im UN-Gebäude, direkt vor der Statue der Heiligen Agnes, traf ich den Anti-Atomkraft-Aktivisten Hirotsugu Terasaki, den
Generaldirektor der buddhistischen Laienbewegung „Soka Gakkai International“ (SGI), die weltweit etwa 11 Millionen
Menschen vertritt.
Die 1930 gegründete „Soka Gakkai“ ist die größte organisierte religiöse Gruppe in Japan. Sie inspiriert sich an den Lehren
des Nichiren-Buddhismus. Die Soka-Universitäten in Tokio und Aliso Viejo (Kalifornien), sind ebenfalls mit dieser
Glaubensbewegung verbunden. Die „Soka Gakkai International“ arbeitet regelmäßig mit dem Heiligen Stuhl zusammen und
nahm 2017 auch an der Vatikan-Konferenz mit dem Titel "Perspektiven für eine atomwaffenfreie Welt und integrale
Abrüstung" teil. Papst Franziskus kondolierte öffentlich, als der dritte einflussreiche Präsident der „Soka Gakkai
International“, Daisaku Ikeda, im vergangenen November im Alter von 95 Jahren starb.
Terasaki war bei den Vereinten Nationen, um an der zweiten Sitzung der Vertragsstaaten des Vertrags über das Verbot von
Kernwaffen (TPNW) teilzunehmen. Dieser ehrgeizige Abrüstungsvertrag - der erste, der Ländern den Besitz von Kernwaffen
verbietet - wurde von 93 Ländern unterzeichnet, zuletzt von Sri Lanka. Er trat am 22. Januar 2021 in Kraft.
Terasaki erklärte, dass das Engagement von „Soka Gakkai International“ für die Abrüstung mehr als ein halbes Jahrhundert
zurückreicht und in direktem Zusammenhang mit den tragischen Erfahrungen des nuklearen Holocausts in seinem Land
steht. Die Jugendsektion der „Soka Gakkai“ in Japan brachte 1972 eine Kampagne zum "Schutz des grundlegenden
Menschenrechts auf Überleben" auf den Weg, indem sie die Zeugnisse von japanischen Atomkriegsüberlebenden, den so
genannten Hibakusha (Überlebende der Atombombenabwürfe), sammelte und veröffentlichte. Im Laufe der
darauffolgenden zwölf Jahre sammelten die Studenten Tausende von Zeugnissen, die insgesamt 80 Bände füllten.
"Meine persönliche Beteiligung führte dazu, dass ich mit den erschütternden Geschichten der Hibakusha konfrontiert
wurde", erinnert sich Terasaki. "Einige erklärten sich zunächst bereit, interviewt zu werden, aber sobald das Interview
begann, waren viele stumm und erstickten unter der Last ihrer Ängste und Schmerzen. Es gab aber auch die anderen, die
mutig ihr Leid und ihr Trauma erzählten. Ich war völlig schockiert, als ich Zeuge ihres tief empfundenen Schmerzes wurde.
Sie erschütterten mich bis in die Tiefen meiner Seele. Diese Zeugenaussagen haben mir die Unmenschlichkeit der nuklearen
Zerstörung vor Augen geführt".
Von den 650.000 von der japanischen Regierung anerkannten Hibakusha leben noch über 113.000. Noch heute beeinflussen
sie die zeitgenössische Abrüstungsbewegung und inspirieren ihre Führer: "Diese Menschen sind das Fundament des
Friedensaufbaus", fasst Terasaki zusammen.

Vielsagende Kooperationen

Eine zufällige Partnerschaft trug dazu bei, die Anti-Atomwaffen-Bemühungen von „Soka Gakkai International“ im Jahr 2007
zu verstärken. Die „International Physicians for the Prevention of Nuclear War“ (die 1985 den Friedensnobelpreis für die
Schaffung eines öffentlichen Bewusstseins für die Katastrophe von Atomwaffen erhielten) initiierten die Internationale
Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen (ICAN) und baten die „Soka Gakkai International“ (SGI), sich als erster
Beitragszahler anzuschließen, um die weltweite Unterstützung des Atomwaffenverbotsvertrags (TPNW) zu erreichen. Beide
setzten sich besonders dafür ein, an Gewissen der jungen Menschen zu appellieren.
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Terasaki erinnert sich: "Um unsere Vision einer atomwaffenfreien Welt zu verwirklichen, sahen wir uns gezwungen, ein
großes globales Netzwerk zu schaffen, das die Menschen über die verheerende Realität von Atomwaffen aufklären sollte.
Unsere Bemühungen begannen mit der Organisation von Studiengruppen für Diplomaten auf der ganzen Welt, um das
Bewusstsein für die Folgen der nuklearen Belastung zu schärfen" - auch hier standen die humanitären Auswirkungen im
Mittelpunkt der Diskussion. Zwei weitere Formen der Mobilisierung waren regionale Konferenzen gegen Atomkraft, von
Zentralasien bis zur Karibik, und direkter Druck auf die Außenministerien.
Innerhalb von nur einem Jahrzehnt wurde der Atomwaffenverbotsvertrag im Juli 2017 von den Vereinten Nationen
angenommen. Der Heilige Stuhl war einer der ersten Unterzeichner. "Es war wirklich eine wunderbare Leistung", bestätigt
Terasaki, der den Beitrag vieler anderer Organisationen zu diesem Erfolg hervorhebt, darunter Pax, die niederländische
katholische Friedensgruppe, und der Ökumenische Rat der Kirchen.
Es überrascht nicht, dass der Atomwaffensperrvertrag von den neun Ländern mit nuklearen Waffen nicht unterzeichnet
wurde: Russland (5.889 Sprengköpfe), die Vereinigten Staaten (5.224 Sprengköpfe), China (410), Frankreich (290), das
Vereinigte Königreich (225), Pakistan (170), Indien (164), Israel (90) und Nordkorea (30). Nach Angaben der
Internationalen Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen (ICAN) haben fünf Staaten, die Atomwaffen im Auftrag der USA
beherbergen, ebenfalls nicht unterzeichnet: Italien (35), die Türkei (20), Belgien (15), Deutschland (15) und die
Niederlande (15).

Die unmenschlichsten Waffen

Die Hauptbotschaft der TPNW-Aktivisten ist, dass Atomwaffen die unmenschlichsten Waffen sind, die je geschaffen wurden.
Sie verletzen das Völkerrecht, verursachen schwere Umweltschäden, untergraben die globale Sicherheit und ziehen
Ressourcen von humanitären Notfällen ab. Atomwaffen müssen demnach abgeschafft, nicht nur kontrolliert werden.
In einer Titelgeschichte des Magazins „Scientific American“ vom vergangenen Dezember wurde jedoch vor den Plänen der
US-Regierung gewarnt, ihr Atomwaffenarsenal mit zusätzlichen 1,5 Billionen Dollar zu modernisieren. Derzeit gibt es
weltweit etwa 12.500 nukleare Sprengköpfe, wobei die USA und Russland über fast 90 % der Bestände verfügen.
"Der derzeitige Plan zur Erweiterung der nuklearen Kapazitäten entspringt dem unerschütterlichen Glauben an den Nutzen
der nuklearen Abschreckung“, so Terasaki, „Wir müssen uns jedoch fragen, ob dies eine solide politische Strategie ist oder
ob es sich um einen Mythos handelt, der geschaffen wurde, um die nukleare Bewaffnung aufrechtzuerhalten".
„Die derzeitige Ausweitung der Atomwaffen wird nicht zu Frieden und Sicherheit auf der Grundlage eines globalen
nuklearen Gleichgewichts führen, sondern die globale Zerstörung in Richtung Apokalypse beschleunigen", fährt er fort.

Der moralische Diskurs

Ich fragte Terasaki, wie er die einzigartige Rolle von religiös inspirierten Organisationen wie der „Soka Gakkai International“
in der entstehenden Abrüstungsbewegung, wie sie im TPNW zum Ausdruck kommt, beschreibt. Er erklärte, dass die nächsten
Schritte des TPNW zwar weitgehend diplomatisch und auf die Politik der Staaten ausgerichtet seien, dass aber
glaubensbasierte Organisationen weiterhin die negativen Auswirkungen von Atomwaffen aus einer spirituellen und
humanitären Perspektive heraus betonen müssten.
"Da die Welt mit wachsenden Herausforderungen konfrontiert ist, wird der Einfluss des moralischen Diskurses immer
wichtiger", betont Teriyaki. Und dies ist eine Perspektive, die vom Heiligen Stuhl nachdrücklich unterstützt wird.
Gleichzeitig verleiht die Zugehörigkeit der „Soka Gakkai“ zur 1964 von Daisaku Ikeda gegründeten Komeito-Partei ihr einen
einzigartigen Einfluss auf die Wahrnehmung der Regierungseliten; die „Soka Gakkai“ ist damit nicht "nur" eine
buddhistische Laienorganisation. In den 1960er Jahren setzte sich Ikeda für die Wiederaufnahme der Beziehungen
zwischen China und Japan ein. Zwischen 1974 und 1997 besuchte er zehnmal China und traf mit den Staatsführern Zhou
Enlai, Deng Xiaoping und Xi Jinping zusammen. In den 1970er Jahren reiste Ikeda in die Sowjetunion und traf sich mit
Premier Aleksey Kosygin, um auf dem Höhepunkt der Spannungen zwischen China und der UdSSR versöhnliche Botschaften
zwischen Peking und Moskau zu übermitteln. Seit 1999 ist die Neue-Komeito-Partei (NKP) der Juniorpartner der
Liberaldemokratischen Partei (LPD).
Ikedas Vision deckt sich mit der von Papst Franziskus: Der japanische Philosoph sagte: "Letztendlich wird der Frieden nicht
dadurch erreicht, dass Politiker Verträge unterzeichnen. Menschliche Solidarität entsteht, wenn wir unsere Herzen
füreinander öffnen. Das ist die Kraft des Dialogs".

*Victor Gaetan ist leitender Korrespondent des „National Catholic Register“ und berichtet über internationale
Angelegenheiten. Er schreibt auch für die Zeitschrift „Foreign Affairs“ und hat Beiträge für den „Catholic News Service“
verfasst. Sein Buch „God's Diplomats: Pope Francis, Vatican Diplomacy, and America's Armageddon“ (Rowman & Littlefield,
2021) ist im Juli 2023 als Taschenbuch erscheinen. Besuchen Sie seine Website unter VictorGaetan.org.
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Katar: Ökumenisches Gebet für den Frieden im
Heiligen Land
„Es gibt nur ein Gegenmittel für Hass: die Liebe“

 Doha (Fides) - "Rache ist keine Antwort, und es gibt keine wirkliche Befriedigung, wenn man glaubt, den Ausdruck 'Auge
um Auge' umzusetzen", so Bischof Aldo Berardi, Apostolischer Vikar des nördlichen Arabien, am vergangenen 9. Januar
anlässlich eines ökumenischen Gebets für den Frieden im Heiligen Land in seiner Ansprache an die in der Pfarrei „Our Lady
of Rosary“ in Doha versammelten Christen.
Bischof Berardi forderte die Gläubigen auf, den Krieg zu "bekämpfen", indem sie allen, denen sie begegnen, das Beispiel
Jesu für Liebe und Frieden geben. "Die Menschen in unserer Welt sind oft mit Konflikten, Schmerz und Verlust konfrontiert.
Das gilt besonders heute", betonte der Bischof. „Unser christlicher Glaube lehrt uns jedoch, dass es nur ein Gegenmittel für
Hass gibt: die Liebe. Und welche Liebe könnte vollkommener sein als die von Jesus Christus?"
Zusammen mit dem Apostolischen Vikar ermutigten Pater Xavier Marian D'Souza, Pfarrer der Gemeinde „Our Lady of Rosary“
in Katar, und mehrere Priester aus den verschiedenen christlichen Gemeinschaften in Doha die Anwesenden, sich in dieser
Zeit des Leids und der Gefahr an Gott zu wenden, "um seine Barmherzigkeit und Gnade zu erbitten, damit er im Heiligen
Land durch das Eingreifen Jesu Christi, des Friedensfürsten, präsent ist“. „Jesus ist das Licht der Welt: ein Licht, das
leuchtet, um den Weg aus der Dunkelheit zu weisen. So wurden während unseres Gebetstreffens Kerzen angezündet, um die
Macht Gottes zu symbolisieren, die Dunkelheit zu vertreiben und die Menschen in die Gemeinschaft mit ihm zu bringen. Ein
kleines Mädchen, ein Abbild der Unschuld in weißem Gewand, zündete ihre Kerze als erstes an, um uns daran zu erinnern,
dass Frieden nur durch Demut und Rücksichtnahme auf andere erreicht werden kann. Lasst uns im Glauben beten, denn wir
glauben, dass für Gott nichts unmöglich ist!", so der Priester.

Das Gebetstreffen, das unter dem Motto "Frieden fließt wie ein Fluss" stand, endete mit dem gemeinsamen Vaterunser und
dem Friedensgruß.

"Zu Beginn des Jahres", so Papst Franziskus nach dem Angelusgebet auf dem Petersplatz am gestrigen Sonntag, 14.
Januar, "haben wir gute Wünsche für den Frieden ausgetauscht, aber die Waffen haben weiter getötet und zerstört.
Vergessen wir nicht diejenigen, die in so vielen Teilen der Welt unter der Grausamkeit des Krieges leiden, besonders in der
Ukraine, in Palästina und in Israel. Vergessen wir nicht: Krieg ist an sich ein Verbrechen gegen die Menschheit. Die Völker
brauchen Frieden! Die Welt braucht den Frieden! Wir müssen zum Frieden erziehen".
Bei insgesamt 2,9 Millionen Einwohnern, von denen etwa die Hälfte Gastarbeiter sind, hat die katholische Kirche in Katar
etwa 250.000 Gläubige. Im Jahr 2011 wurden die Grenzen der Kirchsprengel auf der Arabischen Halbinsel neu festgelegt.
Seitdem ist Katar Teil des Apostolischen Vikariats des nördlichen Arabien.
(AP) (Fides 15/1/2024)
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Litauen: Wie geht es mit der christlichen
Radioarbeit weiter?
(LICHT IM OSTEN) Leiter von Litauen berichtet, dass das Jahr 2023 bis jetzt das schwierigste in ihrem Missionsdienst in
Litauen war: Die Spenden für ihre segensreiche Radioarbeit brach massiv ein dadurch, dass Großspender durch die Folgen
der Sanktionen gegen Russland und durch den Brexit große finanzielle Einbußen erlitten hatten und weil ein Großspender
an Krebs erkrankt war und nun viel Geld für seine medizinische Behandlung einsetzen musste. Die litauischen
Radiomitarbeiter arbeiten seit zwei Monaten ohne Gehalt weiter, haben aber teilweise keine anderen finanziellen Einkünfte
und müssen deshalb zeitnah eine andere Tätigkeit finden. Auch Gespräche, um andere Geschäftsleute als Sponsoren zu
gewinnen, waren erfolglos, da diese sich aktuell lieber in der Ukraine finanziell einsetzen. Die Angst kursiert, dass bei einer
endgültigen militärischen Niederlage der Ukraine Russland als nächstes das Baltikum angreifen würde.
Bitte beten Sie
� um Gottes Leitung und Weisheit in der Frage, wie es nun mit der evangelistischen und glaubensstärkenden Radioarbeit
von LICHT IM OSTEN Litauen weitergehen soll.
� dass Gott finanzielle Quellen für diesen wichtigen Dienst auftut.
� um ausreichende Versorgung der Radio-Mitarbeiter (Redakteure, Verwaltungsmitarbeiter …).
Danken Sie mit uns
� dafür, dass sich die christliche Zeitschrift LEBENDIGE QUELLEN einer großen Nachfrage erfreut.
� für gesegnete Weihnachtseinsätze mit Päckchenverteilung. Es gab hier besonders viele Einsätze bei Senioren, die überaus
dankbar reagierten.
� Bitte beten Sie für die Ehefrau von Remigius Jucevicius, die große Bandscheibenprobleme an fünf Stellen ihrer Wirbelsäule
hat.
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Moldawien: „Warum die Welt einen Retter
brauchte“
(Licht im Osten) A. W. Mitarbeiterin von LICHT IM OSTEN Moldawien hat Bewegendes bei Weihnachtsveranstaltungen mit
Päckchenverteilung erlebt. In einer 1. Klasse hielt sie eine Lektion zu dem Thema: „Warum die Welt einen Retter brauchte“.
Die anwesende junge Lehrerin „war tief bewegt von dem, was sie hörte. Wir gaben ihr ein Geschenkpäckchen, sie öffnete es
und fand darin unter anderem ein Neues Testament. Sie wusste nicht, was für ein Buch das war... Wir unterhielten uns. Ich
bete, dass Gott ihr Herz berührt und sie zu sich zieht. Gott kennt keine Zufälle!“ Eine andere Lehrerin war vor sechs Jahren
an diese Schule gekommen und hatte damals zum ersten Mal ein Weihnachtspäckchen bekommen, „von Leuten, die sie
überhaupt nicht kennen …
das war für sie unbegreiflich gewesen. Sie sagte, dass sie so schön verpackte Geschenke bis dahin nur in Filmen gesehen
habe … Sie bedankte sich für die Geschenke der Mission Licht im Osten und sagte, sie behalte den grauen Schal [aus ihrem
ersten Weihnachtspäckchen vor sechs Jahren] als Erinnerung an das Wunder, das sie damals zum ersten Mal in ihrem Leben
erlebt hatte!“ Dieses Jahr lag sie im Krankenhaus, auf „der Onkologie und hatte gerade ihre sechste Operation
überstanden“. Als A.W. sie besuchte, sprach diese Lehrerin über ein Buch von LICHT IM OSTEN, das sie geschenkt bekommen
hatte und welches sie gelehrt habe, froh zu sein in allen Umständen. Natürlich waren auch die Schüler begeistert von den
Weihnachtspäckchen und fragten beim Auspacken: „Woher wussten die Leute in Deutschland, dass ich das so gerne mag?“
Die Eltern haben sich genauso gefreut und fragten verwundert: „Wer macht so etwas kosten-los?“ Bitte beten Sie
� für die Lehrerinnen, die bei Weihnachtseinsätzen in ihren Schulklassen das Evangelium gehört haben.
� für die Schüler, dass sie das Gehörte nicht vergessen, sondern ihre Herzen für Jesus öffnen.
Lilia hat seit einer missglückten Operation große gesundheitliche Probleme und deshalb auch ein Baby verloren. Vor ein
paar Jahren hatte sie mit ihrem Mann Sergej zusammen ein Mädchen aus einem Waisenhaus adoptiert und wollten auch
noch einen Jungen adoptieren. „Eines Tages erhielten sie einen Anruf, dass es zwei Brüder gebe, aber sie müssten beide
adoptieren, um die Kinder nicht zu trennen. So adoptierten sie die bei-den Jungen. Für den Adoptionsprozess mussten sie
viel Zeit, Mühe und Geld für Gerichte und Anwälte aufwenden ...“ Weihnachten stand vor der Tür und es war kein Geld mehr
da für Geschenke für die Kinder. Sie beteten dafür. Der sechsjährige Nikita hatte sich so sehr Rollerblades gewünscht. „Am
Weihnachtsabend überreichten wir den drei Kindern Weihnachtspäckchen aus Deutschland. Und was glaubt ihr, was in
Nikitas Päckchen war? Rollerblades!!! Gott ist so gut!!! … In keinem anderen der 400 Weihnachtspäckchen, die wir
verteilten, waren Rollerblades, nur in dem für Nikita. Wie glücklich er war! Er bedankte sich bei seinen Eltern und fragte
verwundert, woher sie das Geld gehabt hätten! Und seine Eltern erklärten ihm, wie wunderbar unser Herr ist und dass er ein
echtes Wunder für ihn getan habe!“
� Danken Sie mit uns für den großen Segen, den Gott bis jetzt schon durch die Weihnachtspäckchen-Aktion gewirkt hat.
� Beten Sie dafür, dass die Liebe und das Vertrauen der jungen Päckchenempfänger zu Gott wachsen-
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Naher Osten: Offener Himmel
Wie Gott einem Pastor sogar während eines Al-Qaida-Angriffes Mut gibt

(HMK)  Gut zehn Jahre ist es her. An jenem Sonntagmorgen im Dezember 2012 stand Pastor Jon gerade auf der Kanzel, als
20 schwer bewaffnete Terroristen der Al-Qaida die kleine Kirche im Nahen Osten stürmten. Unter „Dschihad!“-Rufen
brachten die Extremisten etwa 40 Gläubige in ihre Gewalt.

Einer der Terroristen drohte den Geiseln, sie zu töten. Daraufhin brach in der Gemeinde Panik aus. Mitten im Chaos sah
Pastor Jon auf einmal hinter die Kulissen - in die geistliche Wirklichkeit. „Ich sah den Himmel offen und die Engel singen“,
berichtet er. Ermutigt rief er der Gemeinde zu: „Habt keine Angst! Gott heißt uns willkommen! Wir kommen zu ihm in den
Himmel!“ Plötzlich kehrte Stille ein. „Sie hörten auf zu schreien und bereiteten sich darauf vor, ihrem Erlöser zu begegnen“,
erzählt Pastor Jon.

Die Islamisten waren von der neuen Situation so verunsichert, dass sie sich aus dem Staub machten – nicht ohne den
Gemeindegliedern zu drohen, sie zu töten, sollten sie noch einmal in die Kirche kommen. Trotzdem kamen am nächsten Tag
sogar mehr Gläubige in die Kirche, um Gott anzubeten. Aber die Terroristen blieben fern.

 

Bitte beten Sie:

Für die Geschwister im Nahen Osten, dass sie standhaft bleiben. Wenn Sie Christen wie Pastor Jon helfen wollen, freuen wir
uns über Ihre Unterstützung unter dem Stichpunkt „Hilfe im Nahen Osten“.
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Nicaragua: Sechzehn
Nichtregierungsorganisationan aufgelöst
Darunter befinden sich auch katholische Organisationen

Managua (Fides) - Wenige Tage nach der Freilassung von 19 katholischen Bischöfen, Priestern und Seminaristen (vgl.
AKREF 15/1/2024), die in den Gefängnissen von Managua inhaftiert waren, wurde bekannt, dass sechzehn
Nichtregierungsorganisationen, darunter zehn katholische oder evangelische christliche Organisationen, der Rechtsstatus
entzogen wurde.
Lokalen Presseberichten zufolge wird das bewegliche oder unbewegliche Eigentum der NGOs, die beschuldigt werden, Mittel
aus erhaltenen Spendengeldern für den Versuch verwendet zu haben, Präsident Daniel Ortega bei den im April 2018
ausgebrochenen Demonstrationen zu stürzen, dem Staat übertragen. Das Innenministerium teilte mit, dass neun NGOs
verboten wurden, weil sie sich nicht an die für sie geltenden Vorschriften gehalten und die von den Behörden angeordneten
Überwachungs- und Kontrollmaßnahmen behindert haben.
Sieben weitere NGOs haben jedoch freiwillig ihre Auflösung beantragt. Ihr Vermögen wird nicht beschlagnahmt.
Die Sandinisten, die seit 2006 an der Macht sind, erklärten in diesem Zusammenhang, dass das Verbot dieser NGOs Teil eines
Prozesses sei, da nicht alle der 7.227 NGOs, die 2018 in Nicaragua registriert waren, ihre Arbeit tatsächlich aufgenommen
hätten. Im selben Jahr, als die Proteste der Bevölkerung gegen die Reform des Rentensystems ausbrachen, wurden bereits
über 3.500 NGOs von der Regierung in Managua aufgelöst.
In einem Bericht vom April 2023 beklagt „Amnesty International“, dass in den letzten fünf Jahren Vorschriften in Kraft
getreten sind, die die Vereinigungs- und Meinungsfreiheit einschränken, und dass Menschenrechtsorganisationen
Verleumdungskampagnen, illegalen Eingriffen und Kriminalisierung ausgesetzt sind. Zu den jüngsten Methoden, mit denen
die Handlungsfähigkeit zivilgesellschaftlicher Akteure eingeschränkt wird, gehören nach Angaben von Amnesty
Internationale der Entzug der rechtlichen Anerkennung, Razzien in Büros und die Beschlagnahmung von Eigentum und
Ausrüstung. Darüber hinaus hat die soziale und wirtschaftliche Instabilität Tausende von Menschen gezwungen, Nicaragua
zu verlassen.
(AP) (Fides 18/1/2023)
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Nicaragua: Von der Regierung inhaftierte
Bischöfe, Priester und Seminaristen freigelassen
Managua (Fides) - Die nicaraguanische Regierung hat 19 katholische Bischöfe, Priester und Seminaristen freigelassen, die
zum Teil seit über einem Jahr inhaftiert sind. Unter ihnen sind auch die Bischöfe Rolando Álvarez und Isidoro del Carmen
Mora Ortega. Die Nachricht, die zunächst am gestrigen Sonntag, den 14. Januar, von lokalen Medien gemeldet wurde, wurde
später von der Regierung in Managua bestätigt. Nach Angaben von „Vatican News“ sind die beiden Bischöfe, die 15 Priester
und die beiden Seminaristen, mit Ausnahme eines in Venezuela verbliebenen, gestern Nachmittag in Rom eingetroffen und
sind nun Gäste des Heiligen Stuhls.
Rolando Josè Álvarez Lagos, Bischof von Matagalpa und apostolischer Administrator der Diözese Estelí, war wegen
Verschwörung zu 26 Jahren Gefängnis verurteilt worden und befand sich seit Februar 2023 im Gefängnis, nachdem er seit
August 2022 unter Hausarrest stand und sich geweigert hatte, mit anderen Gefangenen in die Vereinigten Staaten
abgeschoben zu werden. Bischof Mora war im vergangenen Dezember verhaftet worden.
Bereits im vergangenen Oktober waren zwölf von der nicaraguanischen Regierung inhaftierte nicaraguanische Priester
freigelassen und in Rom aufgenommen worden.
Seit 2018 hat die Regierung von Präsident Daniel Ortega eine Reihe von Maßnahmen ergriffen, die die katholische Kirche auf
verschiedene Weise beeinträchtigt haben, darunter die Beschlagnahmung der von den Jesuiten geleiteten
Zentralamerikanischen Universität im vergangenen August, die beschuldigt wurde, ein "Zentrum des Terrorismus" zu sein,
die Ausweisung von 18 Missionarinnen der Nächstenliebe und die Schließung von katholischen Radiosendern.
Am gestrigen Sonntag, den 14. Januar, begann unterdessen auch eine Gebetsnovene für Nicaragua, die von der Leitung der
Päpstlichen Missionswerke in den Vereinigten Staaten als Antwort auf den Aufruf von Papst Franziskus vom 1. Januar
initiiert wurde. Über sozialer Plattformen können alle, die es wünschen, an dieser Gebetsinitiative für Frieden und
Solidarität teilnehmen.
(GV) (Fides 15/1/2024)
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Nigeria: Auch letzte Woche war geprägt von
Terror gegen Christen
Terroristen töteten am 7. Januar 10 Christen in drei Dörfern in Zentralnigeria.

IIRF-D/Tübingen/18.01.24 - Die Angreifer teilten sich in drei Gruppen auf und griffen die Dörfer Mcia, Arufu und Chembe im
Bezirk Logo im Bundesstaat Benue gleichzeitig gegen 20.30 Uhr an, so die Einwohner.

"Die Terroristen drangen ein, als die Dorfbewohner in ihren Häusern schliefen", sagte Terlumun Unande in einer
Textnachricht an Christian Daily International-Morning Star News. "Die Angreifer zogen von Haus zu Haus, schossen und
töteten 10 Christen, während zahlreiche Menschen verletzt wurden. Viele weitere wurden aus den drei Dörfern vertrieben, da
sie fliehen mussten, um zu entkommen."

Zwei weitere Einwohner bestätigten den Bericht, darunter Joseph Anawah, der in einer Textnachricht schrieb: "Bei den
jüngsten Angriffen auf Christen in den drei Gemeinden Arufu, Mchia und Chembe im Bundesstaat Benue haben muslimische
Fulani-Terroristen zehn Christen getötet."

Pfarrer Jonathan Adagbe, Mitglied des Logo Local Government Council, bestätigte die Angriffe. "Bewaffnete Fulani-Hirten
haben in Zusammenarbeit mit muslimischen Terroristen am Sonntag, dem 7. Januar, drei unserer Gemeinden, Mchia, Arufu
und Chembe, angegriffen".

Michael Mchia, römisch-katholischer Priester aus der Gegend, anwortete auf eine Anfrage mit denselben Informationen. "Es
ist entmutigend, dass diese Angriffe nicht nachgelassen haben. Bei ähnlichen Angriffen im vergangenen Jahr wurden 12
Christen bei Angriffen von Terroristen und Hirten auf diese christlichen Gemeinden getötet."

Terlumun Uke, ein weiterer Einwohner von Logo County, sagte, dass am 26. Dezember auch ein Christ in seinem Dorf Tse
Abur Norsua getötet wurde.

"Die bewaffneten Fulani-Hirten töteten am 26. Dezember, als wir Weihnachten feierten, ein christliches Mitglied der NKST-
Kirche (Universal Reformed Christian Church) namens Abur Terkuma", so Uke. "Er wurde in Tse Abur Norsua, einem Dorf in
Logo Local Government, erschossen".

Im Bundesstaat Benue hat es ähnliche Massaker gegeben. Fulani-Hirten und andere Terroristen töteten am 29. Oktober
sechs Christen in diesem Bundesstaat, nachdem sie zuvor bereits 10 andere abgeschlachtet hatten. Am 16. Juli töteten
Fulani-Hirten und andere Terroristen sechs Christen im Bezirk Ushongo im Bundesstaat Benue, die letzte von 37 Christen,
die im Laufe von drei Wochen in diesem Bundesstaat getötet wurden.
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Nigeria: Christen weisen bei Friedensmarsch auf
ihre Not hin
Umfangreiche Hilfsaktion für vertriebene Christen in Nigeria angelaufen

(Open Doors, Kelkheim) – Am 8. Januar 2024 führte die Christian Association of Nigeria (CAN), ein überkonfessioneller
Dachverband verschiedener Kirchen, zusammen mit Leitern verschiedener christlicher Konfessionen aus dem Bundesstaat
Plateau einen Friedensmarsch durch. Gemeinsam protestierten sie gegen die jüngsten Angriffe auf Gemeinden in Plateau.
Partner von Open Doors stehen den Christen zur Seite und konnten mit Überlebenden sprechen.

„Wir können nicht einmal in Ruhe trauern“

Am vergangenen Heiligabend waren bei verheerenden Angriffen militanter Fulani  157 Christen ermordet worden, viele
weitere wurden verletzt oder verloren ihr Zuhause. Bis zu 15.000 Menschen mussten fliehen, acht Kirchen wurden
niedergebrannt. Bei dem Friedensmarsch in Plateaus Hauptstadt Jos gingen die Christen zum Rayfield Government House.
Sie brachten ihren Unmut über die immer neuen Wellen der Gewalt zum Ausdruck und forderten ein Ende der Morde an
Christen. In den vergangenen Monaten haben militante Fulani in den Bezirken Mangu, Barkin Ladi, Riyom und seit Kurzem
auch in Bokkos zahlreiche Überfälle auf die christliche Gemeinschaft verübt.

Bei ihrem Zug durch die Straßen von Jos hielten die Teilnehmer Plakate hoch. Auf einigen davon stand: „Kommt uns zu
Hilfe“, und auf einem anderen: „Wir können nicht einmal in Ruhe trauern“. Viele Menschen trugen auch Zweige, um ihren
Schmerz und ihre Not symbolisch auszudrücken. Während sie gingen, sangen sie: „Wo ist die Macht des Teufels, dort wo
Jesus regiert? Wo ist die Macht des Teufels; er hat überhaupt keine Macht“.

Zu Besuch bei den Überlebenden

Lokale Partner von Open Doors haben einige der von den Anschlägen Betroffenen besucht. Viele der Christen aus den
überfallenen Dörfern trauern nicht nur um ihre Angehörigen, sondern haben auch ihr gesamtes Hab und Gut verloren,
einschließlich ihrer Häuser. Nachfolgend einige Äußerungen, die einen Einblick in die aktuelle Situation der Christen geben:

„Ich bin traumatisiert hier in Bokkos angekommen. Ich kann nicht schlafen. Allein in unserer Straße haben sie 11 Menschen
getötet. Sie erschossen sie oder schlachteten sie wie Ziegen. Sie brannten unsere Kirche bis auf die Grundmauern nieder.“

„Sie entdeckten die Frauen und Kinder, die sich am Flussufer versteckt hielten. Sie erschossen sie, einige hackten sie auch
zu Tode.“

„Was sollen wir tun? Alles ist niedergebrannt. Sie haben unser Vieh getötet oder es gestohlen. Und sie haben unser Getreide
zerstört oder gestohlen. Wir sind einfach nur hier und leiden.“

Ein Pastor aus einem der attackierten Dörfer sagt: „Ich weiß nicht, warum sie das getan haben, aber diese Fulani scheinen
darauf aus zu sein, die Verbreitung des Evangeliums zu verhindern. Ich denke, sie haben uns angegriffen, um uns zu quälen
und zu ängstigen, damit wir an unserem Glauben zweifeln. Aber wir vertrauen darauf, dass Gott alles im Griff hat. Unser
Glaube wird nicht erschüttert werden. Wir werden weiterhin dem Gott dienen, der Himmel und Erde geschaffen hat.“

Lokale Partner von Open Doors koordinieren sofort eingeleitete Hilfsmaßnahmen. Parallel dazu bereiten sie eine
umfangreiche Hilfsaktion für geflüchtete Christen in den Bundesstaaten Plateau und Benue vor.

Auf dem Weltverfolgungsindex 2023 steht Nigeria an 6. Stelle unter den Ländern, in denen Christen am stärksten wegen
ihres Glaubens verfolgt werden.

Quelle: Open Doors (12.01.2024)

https://www.opendoors.de/nachrichten/aktuelle-meldungen/nigeria-christen-weisen-bei-friedensmarsch-auf-ihre-not-
hin?pk_campaign=NA&pk_kwd=20240112
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Nigeria: Tote an den Ufern des Tschadsees
Dutzende Tote bei Gefechten zwischen Boko Haram und dem Islamischen Staat

Abuja (Fides) – Am vergangenen 15. Januar kam es zu gewaltsamen Zusammenstöße zwischen Boko Haram und
Milizionären der Provinz Westafrika des Islamischen Staates (Islamic State - West Africa Province, ISWAP) an den Ufern des
Tschadsees an der Grenze zwischen Nigeria und Kamerun.
Die Kämpfe brachen am 15. Januar auf den Inseln Kandahar und Kaduna Ruwa vor den Ufern des Tschadsees in Kukawa,
nahe der nigerianischen Grenze zu Kamerun, aus, als die Milizen der ISWAP einen Angriff auf das Lager von Abou Hurayra,
dem Anführer des Buduma-Flügels von Boko Haram, startete.
Die Milizionärd der ISWAP kamen in sieben Kanus an und lieferten sich ein etwa einstündiges Gefecht, bei dem Dutzende von
Kämpfern auf beiden Seiten ums Leben kamen.
Die ISWAP erlitt die schwersten Verluste, da nach Angaben der nigerianischen Presse nur zwei der sieben Kanus zur Basis
zurückkehrten.
Die ISWAP entstand 2015, als der damalige Boko-Haram-Anführer Abubakar Shekau dem Islamischen Staat die Treue schwor
und Boko Haram in ISWAP umbenannt wurde. In der Folge kam es zu Spaltungen an der Spitze und Shekau wurde von der
Führung der Organisation abgesetzt. Shekau übernahm die Führung seiner eigenen Gruppierung, die den Namen Boko
Haram wieder annahm und in Konflikt mit dem Islamischen Staat geriet. Im Mai 2021 gelang es ISWAP-Kämpfern, Shekau
aufzuspüren und zu umzingeln, der es vorzog, durch Zünden seiner Sprengstoffweste Selbstmord zu begehen, anstatt sich
der rivalisierenden Gruppe zu ergeben.
Ebenfalls im Jahr 2021 schlug die zentrale Führung des Islamischen Staates (in Syrien und im Irak) der ISWAP vor, vier
Kalifate in Borno, im Nordosten Nigerias, zu schaffen, um ihre Aktivitäten im und um das Tschadseebecken zu überwachen.
Die vorgeschlagenen Kalifate waren der Tschadsee, Sambisa (der Wald in Borno, in dem sich die Boko-Haram-Kämpfer
traditionell verstecken), Timbuktu (nicht zu verwechseln mit der gleichnamigen Stadt in Mali, sondern der lokale Spitzname
für den Alagarno-Wald) und Tumbuma, die jeweils von einem Gouverneur (wali) verwaltet werden sollten. Diese vier Kalifate
hätten um das Kalifat am Tschadsee herum vereint und von einem Schura-Rat (beratende Versammlung) und einem Amirul
Jaish (militärischer Führer) verwaltet werden sollen.
Das Becken des Tschadsees ist somit zum Epizentrum der ISWAP-Aktionen und der Zusammenstöße mit den Rivalen der
Boko-Haram geworden, die nicht nur den Nordosten Nigerias, sondern auch die nördliche Region Kameruns betreffen. Am
13. Januar prangerten die Bischöfe Kameruns zum Abschluss ihrer 47. Vollversammlung die "schrecklichen Taten der Sekte
Boko Haram in der nördlichsten Region“ an und drückten „ihr tiefes Mitgefühl für die Opfer“ aus. Die Gewalt der
Terrorgruppe hat mindestens 320.000 Menschen aus der Region vertrieben.
(L.M.) (Fides 17/1/2024)
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Pakistan: Angriff wird nicht strafrechtlich
verfolgt
IIRF-D/MorningStarNews/Tübingen/18.01.24 - Die Polizei in Pakistan weigert sich, im Fall einer christlichen Mutter, die ihr
ungeborenes Kind durch den Vergewaltigungsversuch eines muslimischen Kollegen verlor, Anklage zu erheben.

Rakhil Nadeem Masih war im achten Monat schwanger, als ein Mitarbeiter einer Ziegelei in der Nähe des Dorfes Clarakabad
im Bezirk Kasur in der Provinz Punjab sie am 6. November in der Ziegelei angriff, so ihr Ehemann Nadeem Masih.

Nachdem Masih sie in ein staatliches Krankenhaus gebracht hatte, weigerte sich ein Arzt, der feststellte, dass die Gewalt
zum Tod des Babys geführt hatte, aufgrund des Einflusses des muslimischen Brennereibesitzers, den medizinischen Bericht
zu unterschreiben, so Masih. Der Brennofenbesitzer habe auch die Polizei beeinflusst.

Der Rechtsaktivist Napolean Qayyum sagte gegenüber Christian Daily International/Morning Star News, der Fall sei ein
weiteres Beispiel dafür, wie einflussreiche Muslime das Gesetz umgehen.

"Das ungeborene Kind des armen Paares wurde ermordet", sagte Qayyum. "Der medizinische Bericht bescheinigt, dass die
Frau brutal gefoltert wurde, was zum Tod des Babys führte, doch die Polizei weigert sich immer noch, einen Ersten
Informationsbericht zu erstellen.

Qayyum sagte, er habe beim Büro des Generalinspektors der Polizei des Punjab Beschwerde eingereicht, "aber es gab keine
Fortschritte".

Masih sagte, seine 25-jährige Frau sei am 6. November aus dem Wohnbereich des Brennofens gekommen, um Müll zu
entsorgen, als sie bemerkte, dass der Mitarbeiter, der nur als Chand identifiziert wurde, sie mit seinem Handy fotografierte.
Rakhil Nadeem wies Chand zurecht und kehrte in ihr Quartier zurück, aber er folgte ihr hinein und griff sie an, so Masih.

Chand habe sie geschlagen und versucht, sie zu vergewaltigen, sagte der verarmte Arbeiter und fügte hinzu, dass seine drei
Kinder Zeugen der Gewalt geworden seien.

"Rakhil bettelte und flehte Chand an, sie zu verlassen und bat ihn wiederholt, sie und ihr ungeborenes Kind zu verschonen,
aber er hörte nicht auf sie", so Masih gegenüber Christian Daily International-Morning Star News. "Ich arbeitete gerade am
Brennofen, als ich die Schreie meiner Frau und meiner Kinder hörte. Ich rannte zu meinem Quartier, wo ich sah, wie Chand
Rakhil schlug und trat, der stark blutend auf dem Boden lag."

Er habe versucht, Chand zu ergreifen, aber der habe sich losgerissen und sei nach draußen gelaufen, so Masih.

"Meine unmittelbare Sorge galt Rakhil, die sich in einem sehr schlechten Zustand befand", sagte er. "Ich brachte sie mit
Hilfe einiger Kollegen in ein nahegelegenes staatliches Krankenhaus, wo man uns mitteilte, dass das Baby an den Folgen
des quälenden Angriffs gestorben war.

Die Ärzte führten einen Not-Kaiserschnitt bei Rakhil Nadeem durch, um den Körper des Babys zu entfernen, sagte Masih
unter Tränen und fügte hinzu, dass ihm erst dann klar wurde, dass sie mit einem zweiten Sohn gesegnet worden waren.

Seine Frau blieb mehr als eine Woche im Krankenhaus, um ihre inneren Verletzungen behandeln zu lassen.

"Der Gedanke, sofort Anzeige bei der Polizei zu erstatten, kam mir damals nicht in den Sinn, weil meine ganze
Aufmerksamkeit auf Rachils Zustand gerichtet war", sagte er. "Ich hatte bereits meinen ungeborenen Sohn verloren, und
ich konnte nicht einmal daran denken, dass meine drei Kinder ihre Mutter verlieren würden."

Nachdem Rakhil Nadeem nach Hause zurückgekehrt war, gingen Masih und sein Vater zur Polizeistation, um Anzeige gegen
Chand zu erstatten.

"Die Polizei forderte uns auf, das ärztliche Attest aus dem Krankenhaus mitzubringen, das für eine erste Anzeige erforderlich
war", sagte Masih. "Als wir das Attest vorlegten, weigerte sich die Polizei jedoch, einen Fall zu registrieren, mit der
Begründung, das Attest sei nicht von dem betreffenden Arzt unterzeichnet worden."

Als er ins Krankenhaus zurückkehrte, weigerte sich der Arzt, das Dokument zu unterschreiben, sagte er.
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"Später erfuhr ich, dass sowohl die Polizei als auch der Arzt unter dem Einfluss des muslimischen Besitzers des Ziegelofens,
Chaudhry Abdul Rehman, standen", so Masih. "Der Beschuldigte Chand ist ein Gefolgsmann von Rehman, und wegen seines
Einflusses zögert die Polizei, ein Verfahren gegen Chand einzuleiten und ihn zu verhaften."

Er fügte hinzu, dass Chand dafür berüchtigt sei, christliche Arbeiterinnen in der Brennerei zu belästigen, und dass
Beschwerden gegen ihn aufgrund seiner Verbindung mit dem muslimischen Eigentümer ungehört blieben.

Chand arbeitet weiterhin in der Brennerei, und er und seine Familienmitglieder haben Masih bedroht und ihn gewarnt, keine
rechtlichen Schritte einzuleiten, so Masih.

"Der Brennofenbesitzer setzt mich auch unter Druck, mich mit Chand zu versöhnen, und hat mir auch Geld angeboten, aber
ich habe beschlossen, nicht aufzugeben, bis ich Gerechtigkeit für meine Frau und unser ermordetes ungeborenes Kind
erhalte", sagte er.

Sohail Habil, geschäftsführender Direktor von HARDS Pakistan, einer christlichen Rechtsgruppe, sagte, man habe
beschlossen, eine Klage gegen die Polizei wegen Untätigkeit gegen den Verdächtigen einzureichen.

"Die Registrierung einer Anzeige ist das Recht eines jeden Bürgers Pakistans, unabhängig von seiner sozialen Stellung",
sagte Habil gegenüber Christian Daily International-Morning Star News. "Die Polizei muss sicherstellen, dass der
Beschuldigte für den Angriff auf die arme Frau und die Tötung ihres ungeborenen Kindes angeklagt wird."

Fälle von sexueller Gewalt gegen Frauen und Kinder sind in pakistanischen Ziegelbrennereien an der Tagesordnung. Christen
machen weniger als 2 Prozent der pakistanischen Bevölkerung aus, und diejenigen, die am unteren Ende der
wirtschaftlichen Skala stehen, sind einer noch größeren Verfolgung ausgesetzt.

Auf der Weltbeobachtungsliste 2023 von Open Doors, die die schwierigsten Orte für Christen auflistet, steht Pakistan an
siebter Stelle, während es im Vorjahr noch an achter Stelle stand.

https://morningstarnews.org/2024/01/assault-on-christian-mother-in-pakistan-goes-unprosecuted/
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Papua Neuguinea: Appelle zeigen Wirkung
"Die Menschen geben die geplünderten Waren zurück”

Mount Hagen (Fides) - "In diesen Tagen erleben wir ein interessantes und bedeutendes Phänomen: Menschen, die in den
letzten Tagen an den Plünderungen in Port Moresby teilgenommen haben, geben die geplünderten Waren zurück. Die
Appelle der Polizei und auch einiger Priester zeigen eine gewisse Wirkung. Einige Gemeinden der christlichen Kirchen
verschiedener Konfessionen haben sich eingeschaltet und gesagt: Unsere Türen sind offen für diejenigen, die gestohlene
Waren zurückgeben wollen. Es ist eine Art kollektive Buße, die an das christliche Gewissen eines jeden Bürgers appelliert.
Ich muss sagen, dass sich etwas bewegt, es ist ein Zeichen der Hoffnung, ein Zeichen dafür, dass das individuelle Gewissen
in gewisser Weise vom Glauben erleuchtet wird". Dies sagte der indische Steyler Missionar Pater Victor Roche(svd), der seit
1981 in Papua-Neuguinea lebt und arbeitet und heute Nationaldirektor der Päpstlichen Missionswerke ist, gegenüber der
Fides, im Zusammenhang mit den massiven Gewalttaten und Plünderungen der letzten Tage (vgl. AKREF 12/1/2024).
Mit Blick auf den Ausnahmezustand berichtet der Missionar: "Die Lage hat sich inzwischen beruhigt, da die Regierung den
Ausnahmezustand ausgerufen hat und die Armee die Straßen besetzt. Nachdem die Polizei wegen der plötzlichen und
unerwarteten Lohnkürzung zu Protesten aufgerufen hatte, schloss sie alle Revierzentren. Dies gab einigen Menschen, vor
allem armen, verzweifelten und kriminelle Banden die Möglichkeit, ungestört zu plündern. Schon bald breitete sich das
Phänomen aus und zog Scharen von jungen Menschen, vor allem Notleidende, Arme und Arbeitslose an. Die Polizei griff
nicht ein und wollte der Regierung die Botschaft übermitteln: Ohne unsere Präsenz und unser Handeln gibt es keine
Sicherheit, und das Land ist eine Beute der sozialen Unruhen. Nun hat die Regierung versprochen, sich der Sache
anzunehmen, die Gehaltsabrechnungen zu überprüfen und das Geld zurückzuzahlen. Die Beamten haben bereits sehr
niedrige Gehälter, so dass diese Kürzung für sie unerträglich war".
P. Roche weist auch darauf hin, dass die Ursache der Ereignisse "ein tiefes soziales Unbehagen, Misstrauen gegenüber der
Regierung aufgrund von Korruption, Armut und Arbeitslosigkeit, insbesondere bei jungen Menschen" ist.
Der Nationaldirektor der Päpstlichen Missionswerke, der derzeit ein Studienseminar für etwa 80 junge
Universitätsstudenten aus verschiedenen Universitäten und Gebieten in Papua-Neuguinea leitet, betont. "Die katholische
Kirche, die nach wie vor eine wichtige Präsenz und Institution im Land ist, und die anderen christlichen Kirchen versuchen
ebenfalls, einen Beitrag dazu zu leisten, indem sie die jungen Menschen in ihrem persönlichen Wachstum bei der
Entwicklung ihrer Talente und Fähigkeiten begleiten, insbesondere durch soziale Werke mit ihrem Engagement für Bildung.
So werden beispielsweise in vielen Diözesen Straßenkinder rehabilitiert, aufgenommen und in Schulen vermittelt. Es gibt
auch Stipendien für Schüler und Studierende, die von den Kirchen angeboten werden und für junge Menschen aus armen
und bedürftigen Familien bestimmt sind. Das Engagement der kirchlichen Einrichtungen im Bereich der Bildung ist von
entscheidender Bedeutung, wenn es darum geht, jungen Menschen eine Zukunft zu geben. Es ist der Dienst, den wir leisten,
es ist ein Weg, den Glauben an Christus zu verkünden. Und die Tatsache, dass es heute, nach der Gewalt und dem Diebstahl,
einen Prozess der Rückgabe der gestohlenen Güter gibt, bedeutet, dass der Glaube immer noch etwas zum Gewissen und
zum Leben der Menschen in diesem Land beiträgt".
Papua-Neuguinea mit seinen rund sieben Millionen Einwohnern ist ein Land, das von der christlichen Religion geprägt ist,
wie es auch in der Präambel der Verfassung heißt. Fünfundneunzig Prozent der Papuas bekennen sich zum christlichen
Glauben und gehören den zahlreichen christlichen Kirchen des Landes an. Die Christen sind hauptsächlich Protestanten (64
%, vor allem Lutheraner), etwa 26 % sind Katholiken, und 5 % gehören anderen Konfessionen an.
(PA) (Fides 16/1/2024)
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Papua-Neuguinea: Notstand ausgerufen
Nach schweren Unruhen ruft die Regierung den “Notstand” aus

Port Moresby (Fides) - Der Premierminister von Papua-Neuguinea hat einen zweiwöchigen "Notstand" ausgerufen und
angekündigt, dass der Polizeichef und andere hochrangige Beamte des Finanz- und des Schatzministeriums suspendiert
wurden. Der am gestrigen 11. Januar, angekündigten Maßnahme waren Unruhen und gewaltsame Proteste
vorausgegangen, die das Land 48 Stunden lang in Atem hielten. Die Eskalation erfolgte nach Beschwerden über fehlerhafte
Gehälter die an Sicherheitsbeamte ausgezahlt worden waren, starke soziale Spannungen auslöst hatten. Gestern wurde die
Hauptstadt Port Moresby von den Demonstranten verwüstet, die bereits am 10. Januar auf die Straße gegangen waren:
Geschäfte wurden niedergebrannt, Läden geplündert und Unschuldige angegriffen.
Die Demonstranten stürmten das Sir Manasupe-Haus, in dem sich das Büro des Premierministers befindet, und versuchten
einen Wachposten und andere Objekte vor den Toren in Brand zu setzen. Das „Port Moresby General Hospital“ bestätigte
neun Tote und sieben Todesopfer in der Stadt Lae, der zweitgrößten Stadt des Landes, die ebenfalls von den Unruhen
betroffen war. Die örtlichen Geschäfte erlitten schwere wirtschaftliche Verluste, rund 5.000 Bürger waren betroffen und
wurden Opfer der Proteste.
Die Regierung erklärte, sie wolle "die Sicherheit für unser Volk, unser Land und unsere Familien gewährleisten". Da die
Proteste von Polizisten und Beamten angeführt wurden - die normalerweise auf solche Ereignisse reagieren müssten - setzte
die Regierung das Militär ein, das nun auf den Straßen patrouilliert.
Die Spannungen nahmen ihren Anfang, als Beamte in den Streik traten, weil auf den Gehaltsabrechnungen "unerklärliche"
Abzüge in Höhe von bis zu 100 USD pro Monat festgestellt wurden, was der Hälfte des Gehalts eines jüngeren Angestellten
entspricht. Der massive Abzug, der zunächst als "Steuererhöhung" interpretiert wurde, sorgte für Empörung unter den
Beamten, die die Arbeit niederlegten und auf die Straße gingen.
In einer sich zuspitzenden Situation dementiert die Steuerkommission jegliche Steuererhöhung, während das
Innenministerium von einem "technischen Problem" im Gehaltsabrechnungssystem sprach und das Finanzministerium
ankündigte, die Anomalie zu überprüfen und zu beheben. Als Reaktion auf die Gewalt sagte Marape, die Regierung werde
den Fehler in der Gehaltsabrechnung beheben, fügte aber hinzu, dass es andere Möglichkeiten gebe, auf solche Missstände
zu reagieren, obschon die vorgebrachten Forderungen "legitim" seien. Nach Ansicht des Premierministers wurden die
Proteste aus politischen Gründen angezettelt, was auf eine angebliche "politische Beeinflussung dieser Ereignisse in
unserer Stadt und unserem Land" hindeutet, sagte er.
Die Unruhen kommen zu einem politisch und sozial heiklen Zeitpunkt für Papua-Neuguinea. Die Bürger leiden unter den
hohen Lebenshaltungskosten und der hohen Arbeitslosigkeit, die Beobachtern zufolge der Grund für die Unzufriedenheit
der Bevölkerung und die Proteste sind.
Die Regierung von Marape scheint geschwächt zu sein: Nach geltendem Recht kann der Premierminister nach den Wahlen in
den ersten 18 Monaten seiner Amtszeit nicht mit einem Misstrauensvotum konfrontiert werden, um eine gewisse Stabilität
des Systems zu gewährleisten. Für Marape, der eine Koalitionsregierung führt, laufen diese 18 Monate im Februar ab.
Beobachtern zufolge könnte der Premierminister bald einem Misstrauensantrag der Opposition ausgesetzt sein, der, wenn
er vom Parlament angenommen wird, zu Neuwahlen führen würde.
Papua-Neuguinea hat etwa sieben Millionen Einwohner und ist ein christliches Land, wie es in der Präambel der Verfassung
heißt, auch wenn das Christentum nicht "Staatsreligion" ist. Fünfundneunzig Prozent der Einwohner bekennen sich zum
christlichen Glauben. Die Christen sind hauptsächlich Protestanten (64%, meist Lutheraner), Katholiken sind etwa 26%,
und 5% gehören anderen Konfessionen an.
(PA) (Fides 12/1/2024)
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Philippinen: Ein Tag der Dankbarkeit und
Anbetung
Weltverfolgungsindex 2024 veröffentlicht – es gibt auch gute Nachrichten

(Open Doors, Kelkheim) – Im Süden der Philippinen fand bereits am 29. November ein außergewöhnliches Event statt: Über
tausend Christen muslimischer Herkunft aus unterschiedlichen Stämmen feierten gemeinsam ihren Glauben an Jesus
Christus. Während der heute veröffentlichte neue Weltverfolgungsindex viele negative Entwicklungen dokumentiert, ist dies
einer der Lichtblicke aus der Welt verfolgter Christen.

Ehemals muslimische Kindheitsfreunde beten gemeinsam Jesus an

Für die Veranstaltung kamen etwa 1.100 Erwachsene und 600 Kinder zusammen. Einige weitere mussten ihre Teilnahme aus
unerwarteten Gründen kurzfristig absagen. Die Anwesenden zeigten sich dankbar und glücklich, dass sie bei diesem
besonderen Ereignis andere Christen aus verschiedenen Orten treffen konnten.

Jobi*, der erstmals nach 20 Jahren wieder an dem jährlich stattfindenden Event teilnahm, berichtete begeistert: „Ich durfte
erleben, wie meine Freunde aus der Kindheit jetzt gemeinsam Jesus anbeten, obwohl sie früher Muslime waren. Das bestärkt
mich in meinem Glauben an die Liebe Gottes und die Wahrheit seiner Verheißungen.“

Die Veranstaltung ist Teil der Projekte von Open Doors, die zur Unterstützung verfolgter Christen in der Region durch lokale
Partner umgesetzt werden. Leiter der vertretenen Hauskirchen bedankten sich herzlich für die Durchführung des Treffens.
Sie bitten jedoch um weitere Gebete. Während die Zahl der Christen zunimmt, wächst auch die Gefahr der Verfolgung.

40 Taufen als Höhepunkt des Festes

Die Philippinen sind mit ihrer mehrheitlich christlichen Bevölkerung aktuell nicht auf dem Weltverfolgungsindex gelistet. In
überwiegend von Muslimen bewohnten Regionen im Süden des Landes geraten Christen jedoch immer wieder unter Druck,
insbesondere ehemalige Muslime. Vereinzelt kommt es auch zu Vorfällen wie dem tödlichen Bombenanschlag auf einen
Gottesdienst am 3. Dezember 2023, bei dem vier christliche Studenten ums Leben kamen.

Zum Alltag in der Region gehören jedoch Spannungen und Rivalität zwischen den verschiedenen Stammesgruppen; dabei
kann es auch zu offenen Konflikten kommen. Die Teilnehmer des Events gehörten verschiedenen Stämmen an und durften
erleben, wie durch das Evangelium alte Grenzen und langjährige Feindschaften ihre Bedeutung verlieren.

Ness*, ein Koordinator der Veranstaltung, sagte: „Beim diesjährigen Treffen wurde die Liebe Christi in den Herzen der
Gläubigen sichtbar; das hat die Einheit zwischen den verschiedenen Stämmen sehr gefördert.“

Der Tag endete mit einer eindrucksvollen Taufzeremonie, bei der 40 Christen muslimischer Herkunft aus unterschiedlichen
Stämmen ihre Hingabe an Jesus durch die Taufe festmachten. Jori*, der Zeuge des Ereignisses war, sagte: „Wenn ich sehe,
wie Christen aus verschiedenen Gemeinschaften und Stämmen getauft werden, glaube ich, dass der Himmel jubelt.“

*Name geändert

Quelle: Open Doors Deutschland (17.01.2024)

https://www.opendoors.de/nachrichten/aktuelle-meldungen/philippinen-ein-tag-der-dankbarkeit-und-anbetung?
pk_campaign=GM&pk_kwd=20240117
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Sierra Leone: "Die Lage ist im Moment ruhig"
Erzbischof von Freetown: „Elf Jahre Bürgerkrieg lassen sich nur schwer auslöschen

Freetown (Fides) - Sierra Leone setzt den schwierigen Weg des Friedens, der Versöhnung und der Entwicklung inmitten von
Hindernissen und politischen Turbulenzen fort. Das kleine Land im äußersten Westen Afrikas, eingebettet zwischen Liberia
und Guinea, erlebte ein Jahrzehnt des schrecklichen Konflikts (1991-2002), in dem die reguläre Armee auf der einen und die
von Spezialkräften (NPFL) unterstützten Rebellen der Revolutionary United Front (RUF) auf der anderen Seite standen. In
etwas mehr als zehn Jahren forderte der Krieg 50.000 Menschenleben (bei einer Bevölkerung von etwa 4 Millionen) und
verursachte Massenflucht sowie das Phänomen der Kindersoldaten, die von beiden Kräften in großem Umfang eingesetzt
wurden.

Nach dem Krieg hat Sierra Leone einen Weg eingeschlagen, der zu relativem Frieden und anfänglicher sozio-politischer
Stabilität führte, der jedoch von besorgniserregenden Gewaltausbrüchen unterbrochen wurde. So kam es in der Zeit vor den
Wahlen im Juni letzten Jahres zu Unruhen, die Tote und Verletzte forderten und die Wachsamkeit erhöhten. Gegen Ende des
Jahres schürten ein versuchter Staatsstreich und die darauf folgenden Spannungen die Furcht vor einer Rückkehr zu den
alten Verhältnissen. Vertreter der lokalen Kirchenhierarchie, die durch die Situation alarmiert waren, starteten einen Appell
und Aufklärungsinitiativen, um die Bevölkerung zur Ruhe zu bringen.
"Die Lage ist im Moment ruhig", berichtet der Erzbischof von Freetown, Charles Edward Tamba, auf Anfrage von Fides, "und
wir können sagen, dass wir eine friedliche und ruhige Weihnachtszeit erlebt haben. Der Putschversuch vom 26. November
(bewaffnete Männer stürmten ein militärisches Waffenlager und mehrere Gefängnisse in Freetown und befreiten fast 2.000
Gefangene, Anm. d. Red.) leitete eine Krisenzeit ein. Lange Zeit waren Schüsse zu hören, viele Gefangene wurden
freigelassen, und es wurde befürchtet, dass dies der Auftakt zum Chaos war. Glücklicherweise brachte die Regierung die
Situation kurz darauf unter Kontrolle, und viele derjenigen, die den Putschversuch angeführt und daran teilgenommen
hatten, wurden verhaftet; die meisten von ihnen waren Militärangehörige, einige standen mit dem ehemaligen Präsidenten
Ernest Bai Koroma in Verbindung (der derzeit wegen Hochverrats unter Hausarrest steht, Anm. d. Red.) und stehen nun vor
Gericht". Am 10. Januar hat ein Gericht in Sierra Leone 27 Soldaten wegen des Putschversuchs angeklagt.

Die Gewalt im November ereignete sich fünf Monate nach den Wahlen, bei denen der derzeitige Präsident Julius Maada Bio
für eine zweite Amtszeit wiedergewählt wurde. In der Zeit vor der Wahl hatten die Spannungen stetig zugenommen.
„Die Gewalt", so Erzbischof Tamba, "begann lange vor den Wahlen. Seit August 2022 hat es in der gesamten Vorwahlzeit
Proteste und beunruhigende Krisen gegeben. Leider hat es auch Tote und Verletzte gegeben. Die Demonstranten in
Freetown, die einen Wechsel in der Regierung von Julius Maada forderten und zum Präsidentenpalast vordringen wollten,
wurden abgefangen, und Dutzende von Menschen verloren bei den Zusammenstößen ihr Leben, darunter Polizisten,
Zivilisten und einfache Passanten. Ähnliche Proteste gab es auch in anderen Städten des Landes, und am Ende waren
mindestens sieben tote Polizisten und 21 Zivilisten zu beklagen, obwohl manche von höheren Zahlen sprechen.“ „Leider",
so der Erzbischof weiter, "sind wir an diese Art von Spannungen gewöhnt, die jedes Mal wieder auftauchen, wenn wir uns
einer Wahl nähern. Ich muss jedoch sagen, dass die Wahlen vielleicht zum ersten Mal friedlich verlaufen sind. Ich war als
Beobachter dabei und kann eine allgemein friedliche Atmosphäre bezeugen. Die Spannungen traten erst später auf,
nachdem die Ergebnisse vorlagen: Die Opposition behauptete einen Mangel an Transparenz bei der Übermittlung der Daten,
und der EU-Bericht verlieh ihr in gewisser Weise Legitimität (die EU-Wahlbeobachtungsmission in Sierra Leone wies in ihrem
Abschlussbericht über die Wahl im Juni auf statistische Ungereimtheiten, Einschüchterung und politische Gewalt hin und
empfahl eine Reihe von Maßnahmen zur Verbesserung der Transparenz, der Sicherheit und der Meinungsfreiheit, Anm. d.
Red.) Die Angelegenheit war natürlich sehr umstritten, doch schließlich billigten die Afrikanische Union (AU) und die
Wirtschaftsgemeinschaft Westafrikanischer Staaten (ECOWAS) die Ergebnisse und bestätigten den Sieg von Maada. Aber die
Spannungen hielten an. Wir als Beobachter versuchten, neutral zu sein, wurden aber der Parteilichkeit bezichtigt.

Glücklicherweise ermöglichten die ECOWAS, die EU, die AU und das Commonwealth Treffen mit der Regierung und den
Oppositionsparteien, denen eine gemeinsame Erklärung folgte, in der sich beide Seiten zur Zusammenarbeit verpflichteten.
Ich kann mit Zuversicht sagen, dass der Dialog weitergeht".
Gegen Ende des Jahrhunderts, als der Bürgerkrieg an Substanz zu verlieren begann, wurde ein sehr schwieriger Weg der
Versöhnung und der Gerechtigkeit in einer Gemeinschaft eingeschlagen, die durch die jahrelangen Gräueltaten beider
Seiten im Krieg gespalten war. Im Juli 1999 wurde das Friedensabkommen von Lomé unterzeichnet und die Wahrheits- und
Versöhnungskommission eingerichtet. Das Abkommen trug die gewichtigen Unterschriften des damaligen Präsidenten
Ahmad Tejan Kabbah und des Führers der Vereinigten Revolutionären Front (RUF), Foday Sankoh. Seit der
Jahrtausendwende wurden, auch dank der Bemühungen der Kirchen, große Fortschritte erzielt.
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„Elf Jahre Bürgerkrieg lassen sich nur schwer auslöschen", resümiert der Erzbischof, "so viele Menschen aus Sierra Leone
haben das Land verlassen. Am Ende des Krieges, im Jahr 2002, war eine moralische und physische Rehabilitation notwendig,
die zerstörten Strukturen mussten wieder aufgebaut werden, die Menschen mussten ihre Häuser und ihren Besitz wieder in
Besitz nehmen können, die Schulen und Krankenhäuser mussten wieder in Betrieb genommen werden und ein Prozess der
Versöhnung musste eingeleitet werden. Die Wahrheits- und Versöhnungskommission hat gute Arbeit geleistet, auch dank
der Unterstützung der internationalen Gemeinschaft. Als Kirche haben wir uns sofort verpflichtet, konkrete Versöhnung und
Vergebung zu predigen. Die Caritas Sierra Leone hat sowohl auf nationaler als auch auf lokaler Ebene eine wichtige Rolle
gespielt und sich kontinuierlich für die Versöhnung eingesetzt. Die Caritas hat auch ein Programm zur Bekämpfung
geschlechtsspezifischer Gewalt auf den Weg gebracht. Als Caritas und Kirche setzen wir uns für ein Programm des nationalen
Zusammenhalts ein und betonen immer wieder den Aufruf zu Ruhe und Frieden als wesentliche Voraussetzungen für
Stabilität. Vor kurzem, genauer gesagt am 23. Dezember letzten Jahres, haben wir dies als Bischöfe auch in einem Appell
mit dem Titel 'Herausforderungen annehmen und Hoffnung schöpfen: Eine Reflexion über den Weg in Sierra Leone' lanciert.
Aber natürlich gibt es ohne Stabilität und Ruhe kein Wachstum und keine Entwicklung. Die Jugendarbeitslosigkeit ist immer
noch sehr hoch, was uns große Sorgen bereitet, denn sie ist ein Nährboden für neue Gewalt".
(LA) (Fides 12/1/2024)
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Somalia: Selbstmordattentat in Mogadischu
Explosion im Herzen des Verwaltungsviertels

Mogadischu (Fides) - Bei einem Selbstmordanschlag, der heute Morgen, 16. Januar 2024, vor dem Büro des Bürgermeisters
in Mogadischu verübt wurde, sind drei Menschen getötet und zwei verletzt worden. Die Behörden berichten, dass die
Explosion erhebliche Schäden am Gebäude der Regionalverwaltung von Banaadir verursacht hat.
Nach Angaben der lokalen Presse hat sich die islamistische Terrormiliz Al-Shabaab umgehend zu dem Anschlag bekannt und
behauptet dass ihr Ziel Personen waren, die für die Regierung arbeiten, und betonte, dass das Selbstmordattentat von
einem Mitglied ihrer Gruppe ausgeführt wurde.
Das beschädigte Gebäude liegt im Herzen der Stadt und ist ein zentraler Punkt für die Regierungsarbeit in der Region.
Genaue Angaben zu dem Vorfall liegen noch nicht vor. Berichten zufolge wird derzeit erste Hilfe geleistet, und die Zahl der
Opfer, die Schwere der Verletzungen und das Ausmaß der Schäden am Gebäude werden derzeit ermittelt. Nach Angaben der
örtlichen Behörden sprengte sich der Angreifer in die Luft, als er von Sicherheitskräften verfolgt wurde.
Die Sicherheitslage in Mogadischu hatte sich in letzter Zeit verbessert, und die Häufigkeit von Anschlägen mit Autobomben,
die die Stadt in der Vergangenheit heimsuchten, ist deutlich zurückgegangen. Das heutige tragische Ereignis erinnert
jedoch daran, dass die Sicherheitsprobleme fortbestehen. Die Behörden befürchten eine neue Krise, die der Geschichte der
Region ein weiteres dunkles Kapitel hinzufügen würde.
(AP) (Fides 16/1/2023)
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Syrien: Schatten von Golgatha
International Christian Concern - Die letzten 12 Jahre Krieg in Syrien hatten tragische Auswirkungen auf die christliche
Bevölkerung Syriens. Während ICC immer mehr Geschichten über die Verfolgung der syrischen Christen durch Terrorismus
und Konflikte im Land während des letzten Jahrzehnts aufdeckt, wird das große Leid deutlich. In diesen Jahren gingen die
Christen in Syrien in den Fußstapfen ihres Meisters auf dem Weg nach Golgatha. 

Lernen Sie Jakob kennen, einen 40-jährigen Mann, der mit seiner Frau und seinen drei Töchtern in einem bescheidenen
Haus lebte. Ihr Zusammenhalt war stark, und sie schätzten die Momente, die sie gemeinsam verbrachten. Jeden Tag
versammelte sich die Familie am Esstisch. Doch eines schicksalhaften Tages kam Jakob zum Mittagessen nicht nach Hause.
Die Familie wartete ängstlich, wurde von Minute zu Minute hungriger und konnte nicht essen, weil sie sich Sorgen um seine
Abwesenheit machte. 

Je mehr Zeit verging, desto mehr Angst schlich sich in ihre Gedanken. Hatte Jakob einen Verkehrsunfall gehabt? Hatte er
gesundheitliche Probleme, oder lag er vielleicht im Krankenhaus? Die unbeantworteten Fragen warfen einen Schatten auf
die Familie, und die Schreie der Mädchen wurden lauter, da sie sich Sorgen um ihren vermissten Vater machten.

Dann klingelte das Telefon der Ehefrau und zeigte Jacobs Nummer an. Die Erleichterung schlug schnell in Verwirrung um, als
eine raue Stimme am anderen Ende fragte: "Wollen Sie Ihren Mann zurück?" In der Tat eine herausfordernde Frage. Die
Frau, die sich in einer unvorstellbaren Situation befand, versuchte, ihre Gefühle zu unterdrücken, während sie sich mit dem
Entführer ihres Mannes unterhielt. Die geheimnisvolle Stimme verriet ihr, dass sie Jakob als Geisel festhielten und ein
Lösegeld von 10.000 Dollar forderten. Der Haken an der Sache: Sie durfte niemanden mit hineinziehen, sonst würden sie
ihm etwas antun.

Die Frau war fassungslos über die exorbitante Forderung und flehte den Entführer an, es sich noch einmal zu überlegen, aber
er blieb hart. Da sie keine andere Wahl hatte, stimmte sie widerwillig zu, unter der Bedingung, dass ihrem Mann nichts
passieren würde. In ihrer Verzweiflung wandte sie sich an die Kirche, um Hilfe zu erhalten, und mit deren Unterstützung
gelang es ihr, das Lösegeld aufzutreiben.

Als der Entführer erneut anrief, teilte sie ihm mit, dass sie bereit sei zu zahlen. Er nannte eine Zeit und einen Ort für die
Geldübergabe, warnte sie aber, dass sie ihren Mann erst nach der Übergabe wiedersehen würde.

Am vereinbarten Tag platzierte die Frau, erfüllt von einer Mischung aus Angst und Hoffnung, das Geld am vereinbarten Ort.
Als sie ein Auto am Straßenrand entdeckte, eilte sie darauf zu und wollte ihren Mann in die Arme schließen und ihn ihrer
Liebe versichern. Doch ihre Hoffnung schlug in Entsetzen um, als sie Jakobs leblosen Körper im Auto entdeckte. Die
Terroristen hatten ihn mit einem Strick um den Hals erstickt.

Jakobs tragisches Schicksal erinnert an das zahlreicher Christen, die aufgrund ihres unerschütterlichen Glaubens an Jesus
Christus entführt, gefoltert und getötet wurden. Trotz der Bemühungen ihrer Familien, Lösegeld zu zahlen und sie zu retten,
kehren viele nicht lebend zurück. In einer Welt, in der Christen nur den Frieden suchen, fühlt sich der Weg oft wie eine Reise
nach Golgatha an, die die Kreuzigung ihres Herrn widerspiegelt, mit der Hoffnung, am Tag der Auferstehung aufzuerstehen.

 

Quelle: International Christian Concern; www.persecution.org

Aus dem Englischen übersetzt und überarbeitet von AKREF
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Weltweit: Anhörung der israelischen Delegation
in Den Haag
„Nicht jeder Konflikt ist genozidal“

Vor dem Internationalen Gerichtshof wehrt sich die israelische Delegation gegen den südafrikanischen Völkermordvorwurf.
Ein britischer Jurist warnt vor einer Verharmlosung des Begriffes.

Von Israelnetz/ 12. Januar 2024

DEN HAAG (inn) – Die israelische Delegation hat am Freitag in ihrer ersten Anhörung vor dem Internationalen Gerichtshof
(IGH) den südafrikanischen Völkermordvorwurf zurückgewiesen. Der Rechtsberater des Außenministeriums, Tal Becker,
sprach in Den Haag von einer „ziemlich entstellten Geschichte“, die Südafrika dargelegt habe.

„Wenn es Akte von Völkermord gab, dann wurden sie gegen Israel verübt“, sagte Becker laut der Onlinezeitung „Times of
Israel“. Israel werde das Recht auf Selbstverteidigung abgesprochen. Am 7. Oktober habe die Welt „Massaker,
Verstümmelung, Vergewaltigung und Entführung“ gesehen. Kinder seien vor ihren Eltern gefoltert worden und umgekehrt.
„Die Angreifer haben ihren Barbarismus stolz gefilmt.“ Das seien Kennzeichen für einen Völkermord.

Israel sei entschieden, sich im Krieg an das Recht zu halten, ergänzte Becker. Die Hamas hingegen schätze das Recht völlig
gering. Das Leiden von Zivilisten auf beiden Seiten sei eine Folge der Hamas-Strategie, sich hinter Unschuldigen zu
verstecken.

Der Rechtsberater merkte zudem an, eine Hamas-Delegation sei ein paar Wochen nach dem Massaker nach Südafrika gereist.
Die Regierung in Pretoria habe von einem „Solidaritätsbesuch“ gesprochen.

Völkermordvorwürfe nicht zur „allgemeinen Währung“ machen

Der britische Jurist Malcolm Shaw wies darauf hin, dass Zivilisten in allen bewaffneten Konflikten litten. Das geschehe
besonders dann, wenn eine Seite Zivilisten angreife und sich nicht um Zivilisten auf ihrer eigenen Seite sorge.

Shaw betonte: „Nicht jeder Konflikt ist genozidal. Das Verbrechen eines Völkermordes im internationalen Recht und unter
der Völkermord-Konvention ist eine in ihrer Böswilligkeit einzigartige Erscheinungsform. Es steht für sich unter den
Verletzungen des internationalen Rechtes als der Zenit des Bösen, das Verbrechen aller Verbrechen, vollendet in der
Bosheit.“ Völkermordvorwürfe dürften nicht zur „allgemeinen Währung des bewaffneten Konfliktes“ werden. Sonst wäre die
Essenz dieses Verbrechens verloren.

Der Experte für Völkerreicht ging auch auf Äußerungen israelischer Politiker zum Krieg ein, die südafrikanische
Delegationsmitglieder zitiert hatten, um Israel eine genozidale Absicht unterstellen zu können: Nur die politischen
Entscheidungen des Kriegskabinetts und des Sicherheitskabinetts seien relevant, um die israelische Politik im Krieg in Gaza
zu bestimmen.

Ferner zitierte Shaw Anordnungen der israelischen Armee, die dazu aufforderten, zwischen militärischen und zivilen Zielen
unterscheiden. Premier Benjamin Netanjahu und Verteidigungsminister Joav Gallant (beide Likud) hätten mehrfach
geäußert, das Ziel des Krieges sei die Zerstörung der Terrorgruppe Hamas. Er richte sich nicht gegen die Palästinenser.

Einfuhr von humanitären Gütern nicht eingeschränkt

In den drei Stunden während der Anhörung kam auch die israelische Juristin Galit Raguan zu Wort. Sie warf den Klägern vor,
die Strategie der Hamas völlig ignoriert zu haben: Die Terrorgruppe verwandele Krankenhäuser, Wohnhäuser, Moscheen und
Gelände der Vereinten Nationen in Militärstrukturen.

Wie die „Jerusalem Post“ berichtet, zeigte Raguan Bilder von Raketen, die in Kinderzimmern versteckt waren. Auch Belege
für Raketenbeschuss vom Dach eines UN-Gebäudes und Tunnel unter Krankenhaus präsentierte sie.
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Raguan hob hervor, dass Israel die Einfuhr von Lebensmitteln, Wasser oder medizinischer Ausrüstung in den Gazastreifen
nicht einschränke. Eine Politik, die humanitäre Hilfe ermöglicht, sei völlig unvereinbar mit der Behauptung genozidaler
Aktionen. „Hätte Israel, wenn es solche Absichten hätte, die Bodenoffensive um Wochen verschoben?“, fragte die Juristin.

Außenminister Katz: Südafrika verletzt Völkermord-Konvention

Der Sprecher des Außenministeriums, Lior Haiat, veröffentlichte nach der Anhörung auf der Plattform X eine Mitteilung von
Minister Israel Katz (Likud). Dieser schrieb, die südafrikanischen Vorwürfe seien haltlos. Kein einziger Beweis sei dafür
präsentiert worden. Südafrika verletze die Völkermord-Konvention, „indem es die Hamas unterstützt, die zur Auslöschung
des Staates Israel aufruft“.

Vor dem Gerichtsgebäude stellten Angehörige von Geiseln und andere Israelis einen Schabbat-Tisch auf. Dessen leere Stühle
symbolisieren die Menschen, die sich noch in den Händen der Terrorgruppen im Gazastreifen befinden. Polizisten hielten
palästinensische Aktivisten, die ebenfalls vor dem Gebäude demonstrierten, auf Abstand. (eh)
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Weltweit: Weltverfolgungsindex von Open Doors
- Gewalt gegen Christen erreicht Rekordniveau
Fast 5.000 Christen wurden wegen ihres Glaubens getötet. Der Großteil in Nigeria.

Kelkheim (IDEA) – Die Gewalt gegen Christen hat weltweit ein neues Rekordniveau erreicht: Im Berichtszeitraum vom 1.
Oktober 2022 bis zum 30. September 2023 waren mehr als 365 Millionen Christen einem extremen oder hohen Maß an
Verfolgung ausgesetzt. Das sind fünf Millionen Betroffene mehr als noch im Jahr zuvor. Das geht aus dem am 17. Januar
veröffentlichten 31. Weltverfolgungsindex (WVI) des überkonfessionellen Hilfswerks Open Doors (Kelkheim bei Frankfurt am
Main) hervor. Laut Bericht wurden Christen in insgesamt 78 Ländern aufgrund ihres Glaubens diffamiert, schikaniert,
inhaftiert, geschlagen, vertrieben und ermordet. 42.849 Christen seien physisch misshandelt oder mit dem Tode bedroht
worden. Im Vorjahreszeitraum waren es noch 29.411 Betroffene. Angriffe auf die Häuser von Christen seien um 371 Prozent
gestiegen (2022: 4.547; 2023: 21.431). Mit 278.716 Vertreibungen sei die Zahl mehr als doppelt so hoch als im vorherigen
Berichtszeitraum (2022: 124.310). Als Reaktion auf die jüngsten Entwicklungen äußerte der Leiter von Open Doors
Deutschland, Markus Rode: „Wir schreiben das Jahr 2024 nach Christi Geburt und müssen eine schier entfesselte Gewalt
gegen Christen erleben. Ist Religionsfreiheit nur noch ein Lippenbekenntnis?“ Er rief Politiker und die Medien dazu auf, sich
für die Religionsfreiheit von verfolgten Christen einzusetzen.

Über 20 Jahre auf Platz eins: Nordkorea

Erneut führt Nordkorea die Liste der Länder an, in denen Christen am stärksten Verfolgung erleben. Das kommunistische
regierte Land hatte von 2002 bis 2020 bereits Platz eins belegt und war nur 2021 von Afghanistan kurzzeitig abgelöst
worden. Dort sei das Ausmaß der religiös motivierten Gewalt aber zurückgegangen, weil viele Christen nach der
Machtergreifung durch die Taliban ins Ausland geflohen seien. In Nordkorea lebten die Christen hingegen weiter unter
extremem Druck. Auf den folgenden Plätzen des Index hat sich 2024 gegenüber dem Vorjahr nur wenig verändert: 2.
Somalia (2022: 2), 3. Libyen (5), 4. Eritrea (4), 5. Jemen (3), 6. Nigeria (6), 7. Pakistan (7), 8. Sudan (10), 9. Iran (8) und
10. Afghanistan (9). Die minimalen Verbesserungen einzelner Staaten bedeuten dem Pressesprecher von Open Doors, Ado
Greve, zufolge aber keine grundlegenden Veränderungen. Dass Länder weiter hinten im Ranking stehen, ergebe sich oft
durch die Verschlechterung der Situation in anderen Staaten, sagte er der Evangelischen Nachrichtenagentur IDEA.

In Subsahara-Afrika leiden Christen am stärksten unter Gewalt und Vertreibung

4.606 der weltweit 4.998 getöteten Christen starben in Ländern südlich der Sahara. 9 von 10 dieser Morde fanden in Nigeria
statt. Das Hilfswerk vermutet jedoch eine deutlich höhere Dunkelziffer. Auch eine Zunahme der Angriffe auf Kirchen,
christliche Häuser, Schulen, Einrichtungen und Geschäfte sei zu verzeichnen. So seien beispielsweise in Äthiopien (Platz 32)
die Angriffe im Vergleich zum Vorjahr von 22 auf 284 angestiegen. Sowohl in Burkina Faso (Platz 20) als auch in der
Zentralafrikanischen Republik (Platz 28) seien jeweils weit über 1.000 christliche Firmen Ziel von Angriffen geworden – zehn
Mal so viele wie im Jahr zuvor. Laut Open Doors sind die Gründe dafür vielfältig: „Ein roter Faden zeigt sich jedoch darin,
dass extremistisch-islamische Gruppen die destabilisierenden Bedingungen auf dem gesamten Kontinent ausnutzen.“
Schon in den vergangenen Jahren hätten Probleme in den Bereichen Regierungsführung und Sicherheit mehr Raum für
dschihadistische Aktivitäten in Burkina Faso, Mali (Platz 14), Nigeria, Somalia, Mosambik (Platz 39) und anderen Ländern
geschaffen. Ein weiterer Grund seien mehrere Militärputsche in 2023. Umstürze seien auf dem Kontinent zwar keine
Seltenheit, deren jüngste Häufung „bedeutet jedoch einen Rückschritt für die demokratische Entwicklung – für die
Religionsgemeinschaften ein Anlass zur Sorge“. Doch auch der Einfluss autokratischer Staaten wie China und Russland
ersticke das christliche Leben in Afrika. China habe in Tansania etwa seine erste Auslandsakademie eröffnet, um dort
politische Führungskräfte nach deren Agenda auszubilden.
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China: 10.000 Kirchen in einem Jahr geschlossen

China (Platz 19) geht aber auch im eigenen Land weiter massiv gegen Christen vor: Das kommunistische Regime habe mehr
als 10.000 Kirchen im Berichtszeitraum geschlossen. Versammlungsverbote, die ursprünglich zur Eindämmung der Covid-
Pandemie eingeführt wurden, seien vielfach nicht aufgehoben worden. Deswegen träfen sich viele Hauskirchen wieder in
kleinen Hausgruppen, um schwerer aufspürbar zu sein. Dazu heißt es: „Zahlreiche behördliche Maßnahmen zur Regelung
des religiösen Lebens zielen darauf ab, das kirchliche Leben zu schwächen oder zu verbieten.“ Doch auch in Nicaragua (Platz
30) und Kuba (Platz 22) stünden die dortigen kommunistischen Diktaturen Kirchen zunehmend feindlich gegenüber.
Besonders deutlich sei die Entwicklung binnen eines Jahres in Nicaragua zu sehen. Das massive Vorgehen gegen die Kirchen
und Christen durch das Ortega-Regime erklärt das Hilfswerk damit: „Die Regierung will die Christen zum Schweigen bringen,
und – weil sie Einfluss im Land haben – ihre Glaubwürdigkeit beschädigen, um die Verbreitung ihrer Botschaft zu
verhindern.“

Indien: Sprunghafter Anstieg von Angriffen

In Indien (Platz 11) stieg die Gewalt gegen Christen kurz vor den Wahlen rapide an. Die Zahl der ermordeten Christen
verzehnfachte sich (2022: 17; 2023: 160), die religiös motivierten Angriffe auf Kirchen und deren Einrichtungen (2022: 67;
2023: 2.228), auf christliche Häuser (2022: 180; 2023: 5.900) und Unternehmen (2022: 37; 2023: 1.572) nahmen zu. Die
Zahl der vertriebenen Christen stieg noch stärker an: 2022 waren 834 betroffen, 2023 bereits 62.000. Epizentrum der
Gewalt sei der nordöstliche Bundesstaat Manipur gewesen. Dort waren im Mai 2023 Feindseligkeiten zwischen der
Mehrheitsethnie der Meitei und der überwiegend christlichen Minderheit der Kuki ausgebrochen. Mehr als 400 Kirchen seien
dabei zerstört worden, etwa die Hälfte waren Meitei-Gemeinden. Dies belegt laut Open Doors, „dass die Gewaltakte nicht
lediglich auf einen ethnischen Konflikt zwischen Meitei und Kuki zurückzuführen sind, sondern ein gezielter Angriff auf die
Christen in der Region waren“. Der seit Jahren propagierte Hindu-Nationalismus des amtierenden Premierministers
Narendra Modi und seiner Partei BJP habe die Unruhen in Manipur befeuert und präge große Teile des Landes.
Extremistische Hindus sähen Christen als Fremdkörper in Indien an. Übergriffe in anderen Bundesstaaten des Landes
belegten dies.

Lage in Syrien verschlechtert sich weiter

Der jahrelange Bürgerkrieg und das Erdbeben im Februar 2023 führten zu einer Verschlechterung der Lage für Christen in
Syrien (Platz 12). Militante islamische Gegner des Assad-Regimes zerstörten Kirchen oder besetzten sie. In den von ihnen
kontrollierten Gebieten drohten christlichen Leitern Angriffe oder Entführungen. In den Regionen unter
Regierungskontrolle hätten traditionelle Kirche deutlich mehr Freiheiten als Baptisten oder Pfingstkirchler.

Wie die Rangliste entsteht

Die Forschungsabteilung von Open Doors sammelt Daten in fünf Lebensbereichen: Privatleben, Familienleben,
gesellschaftliches Leben, Leben im Staat und kirchliches Leben. Hinzu kommt die Kategorie „Gewaltsame Übergriffe“. Das
Ausmaß der Übergriffe wird für alle Bereiche in ein Punktesystem übertragen, um die unterschiedlichen Triebkräfte der
Verfolgung in diesen Bereichen vergleichen zu können. Die Forschungsabteilung hat insgesamt neun Triebkräfte definiert,
die gewaltsame und gewaltlose Verfolgung von Christen beschreiben: Kommunistische Unterdrückung, säkulare Intoleranz,
diktatorische Paranoia, organisierte Verbrechen und Korruption, ethnisch-religiöse Feindseligkeit, Unterdrückung durch
den Clan/Stamm, konfessioneller Protektionismus, religiös motivierter Nationalismus und islamische Unterdrückung.

Wie Open Doors Verfolgung definiert

Open Doors verweist darauf, dass es keine allgemein anerkannte rechtliche Definition des Begriffes Verfolgung gebe. Die
WVI-Methodik folge „eher einer theologischen als einer soziologischen oder juristischen Definition“. Nach diesem Ansatz sei
Verfolgung definiert als „jegliche Art von erlebter Anfeindung aufgrund der Identifikation einer Person mit Christus. Dies
kann feindselige Haltungen, Worte und Handlungen gegenüber Christen umfassen.“ Open Doors steht verfolgten Christen
seit mehr als 65 Jahren in rund 70 Ländern mit Hilfsprojekten zur Seite und ruft zum Gebet für verfolgte Christen auf.
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Disclaimer: Die Evangelische Allianz in Deutschland und ihr Arbeitskreis Religionsfreiheit- Menschenrechte-Einsatz für
verfolgte Christen stellen diese Informationen zur Verfügung ohne jede Kommentierung. Die Ansichten, die in den
Meldungen zum Ausdruck kommen, werden nicht ohne Weiteres von EAD oder AKREF geteilt.

Falls Sie die Erstellung und Verbreitung der AKREF Gebetsanliegen unterstützen möchten, können Sie gern eine Spende
richten an:
Evangelische Allianz in Deutschland (EAD)
Spendenkonto:
IBAN: DE87520604100000416800
BIC: GENODEF1EK1
Evangelische Kreditgenossenschaft
Verwendungszweck „AKREF"
Gerne können Sie auch online spenden.

Links

www.csi-de.de

https://islam.ead.de/

https://akref.ead.de/

https://akref.ead.de/gebet-fuer-verfolgte/

www.h-m-k.org

www.hilfsbund.de

www.hoffnungszeichen.de

www.idea.de/nachrichten.html

www.islaminstitut.de

www.kirche-in-not.de

www.opendoors.de

www.pro-medienmagazin.de

www.stanet.ch/APD

www.zenit.org

Menschenrechtsorganisationen:

www.amnesty.de

www.igfm.de

www.gfbv.de

Wichtige englischsprachige Internetseiten:

www.advocatesinternational.org [Anwälte im Auftrag der Allianz]

www.barnabasfund.org

www.csi-int.ch

www.forum18.org [Forum 18 News Service]

www.idop.org [Int. Seite des Gebetstages für verfolgte Christen]

www.iirf.eu [Internationales Institut für Religionsfreiheit]

www.meconcern.org [Middle East Concern]

www.persecutedchurch.org

www.persecution.net [Voice of the Martyrs/HMK]
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